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1. Einleitung* 

Die Frage, was eine „erfolgreiche“ Genossenschaft kennzeichnet, ist eine e-
benso alte wie aktuelle Thematik. Denn Genossenschaften agieren in einer 
sich wandelnden Welt und daher liegt die Vermutung nahe, dass sich die Art 
ihres Erfolges ebenso wie dessen Ursachen im Laufe der Zeit geändert haben 
und wohl auch weiterhin ändern werden. 
 Gleichzeitig bleiben allerdings auch einige grundlegende Anforderungen 
und Merkmale dauerhaft konstant. Betrachtet man die derzeit agierenden Ge-
nossenschaften, so werden schnell die beiden prägenden Elemente deutlich. 
Dies ist zum einen die Verpflichtung zur Förderung der Mitglieder – und da-
mit die Ausrichtung an den genossenschaftlichen Prinzipien – und zum ande-
ren das Agieren in einem Markt. Darin zeigt sich eine „Doppelnatur“ der Ge-
nossenschaften, allerdings anders als von Draheim (1952: 16) gemeint. Dra-
heim bezeichnete mit diesem Begriff den Umstand, „dass Genossenschaften 
zum einen von Menschen unterhaltene, das Menschliche betonende Personen-
vereinigungen und zum anderen auf die wirtschaftliche Förderung dieser Men-
schen gerichtete, demokratisch verfasste Unternehmen sind“ (Schmale/Blome-
Drees 2004: 13). Gleichzeitig sind Genossenschaften, aus leicht veränderter 
Perspektive betrachtet, aber auch gleichermaßen Selbsthilfeeinrichtungen und 
Wirtschaftsbetriebe. Dieser Form der „Doppelnatur“ gerecht zu werden erfor-
dert simultan genossenschaftliche Effektivität („do the right things“) und wirt-
schaftliche Effizienz [„do the things right“). Damit könnte grundsätzlich diese 
Abhandlung bereits zu ihrem Ende kommen, denn aus dem genossenschaftli-
chen Konzept heraus kann diese Organisationsform nur dann erfolgreich sein, 
wenn sie Förderauftrag und Markterfordernissen zugleich gebührende Auf-
merksamkeit widmet. 
 Eine derartig kurze Abhandlung würde dem Thema dann allerdings doch 
nicht gerecht, denn allein der Umstand, dass die Veranstalter eines Kolloqu-
iums nach den Kennzeichen einer erfolgreichen Genossenschaft fragen, deutet 
daraufhin, dass entweder in der Genossenschaftstheorie oder – wahrscheinli-
cher – in der Genossenschaftspraxis Probleme hinsichtlich der Erfolgsbenen-
nung und -messung bestehen. 
 Solche Probleme resultieren aus dem durchaus gespannten Verhältnis zwi-
                                           
*  Die vorliegende Veröffentlichung ist eine überarbeitete und um einen Erklärungsansatz 

erweiterte Fassung des Papers „Was kennzeichnet eine „erfolgreiche“ Genossenschaft?“ 
für das Kolloquium „Elemente von Strategiekonzepten der Zukunftssicherung genossen-
schaftlicher Kooperation“ vom 25. bis 27. November 2005 in Marburg. Ich danke den 
Organisatoren der Tagung, Herrn Prof. Dr. Hans-H. Münkner (Universität Marburg) und 
Herrn Prof. Dr. Günther Ringle (Universität Hamburg) für die Einladung zum Kolloqu-
ium und die Möglichkeit, die nachfolgenden Überlegungen präsentieren zu können. 

 Darüber hinaus darf ich meiner Kollegin, Frau Prof. Dr. Julia Neumann-Szyszka, für 
ihre wertvollen Anmerkungen zum Manuskript danken. 
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schen den tragenden Säulen einerseits und andererseits dem Druck wie auch 
dem Wunsch zur Veränderung. Dieses Zusammenspiel aus Tradition und Fort-
schritt prägt die Erfolgsmerkmale von Genossenschaften grundlegend. Dies 
genauer zu analysieren ist Ziel der nachfolgenden Überlegungen.  
 Dazu soll im weiteren Verlauf zunächst auf die Grundlagen, also den För-
derauftrag und das Bestehen am Markt, eingegangen werden. Darauf aufbau-
end stellt sich die Frage, wie der Erfolg einer Genossenschaft gemessen wer-
den kann und welche möglichen Kriterien zum Einsatz kommen können. Da-
nach werden die sich ergebenden Konsequenzen und Probleme thematisiert, 
bevor abschließend auf mögliche Ansätze für eine Erfolgssicherung eingegan-
gen wird. 

2. Grundlagen: Förderauftrag und Fortbestehen am Markt 

Die Frage nach den Kennzeichen einer erfolgreichen Genossenschaft ist nicht 
ganz leicht grundlegend und in allgemeiner Form zu beantworten. Es gestaltet 
sich sogar schwierig, einen geeigneten Ausgangspunkt zu finden, um den He-
bel ansetzen zu können. 
 Leichter ist hingegen die Frage zu beantworten, wann eine Genossenschaft 
nicht erfolgreich ist. Das erste Kennzeichen für eine erfolglose Genossenschaft 
ist ihr unfreiwilliges Ausscheiden aus dem Markt. Dabei ist die Frage zweit-
rangig, ob dieses Ausscheiden durch (Zwangs-)Liquidation, Insolvenz oder 
Übernahme durch einen Wettbewerber erfolgt. Das Fazit bleibt dasselbe: Trotz 
allen guten Willens und aller Bemühungen war die Genossenschaft nicht in 
der Lage, sich am Markt zu behaupten – und kann daher auch ihre Mitglieder 
nicht mehr fördern. Daraus lässt sich folgern, dass das Überleben am Markt 
das erste Kennzeichen einer erfolgreichen Genossenschaft ist. Dieses Merkmal 
ist somit notwendig, aber allein keineswegs hinreichend. 
 Das zweite Kennzeichen für eine erfolglose Genossenschaft liegt vor, wenn 
sie ihre Mitglieder nicht mehr fördert. Dann erfüllt sie ihre Aufgabe als 
Selbsthilfeorganisation nicht. Dabei sind zwei Ausprägungen denkbar, näm-
lich erstens, dass die Genossenschaft ihre Mitglieder nicht mehr fördern kann, 
und zweitens, dass sie es nicht mehr will. Im ersten Fall wird sie vermutlich in 
der Nähe einer Liquidation, Insolvenz oder Übernahme stehen, im zweiten 
Fall könnten – gerade bei wirtschaftlichem Erfolg der Genossenschaft – Inte-
ressendivergenzen zwischen professionellem Management und Genossen-
schaftsmitgliedern die Ursache sein. Aus diesen Überlegungen lässt sich fol-
gern, dass auch die Beachtung des Förderauftrags notwendig, aber für sich al-
lein ebenfalls noch nicht hinreichend ist. 
 Grundsätzlich sind weitere Kennzeichen für eine erfolgreiche Genossen-
schaft denkbar und kommen in der Praxis auch durchaus vor. Dennoch soll auf 
eine weitere Detaillierung an dieser Stelle verzichtet werden, wofür mehrere 
Gründe sprechen. Erstens lassen sich solche weiteren Kriterien (wie z. B. Ar-
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beitsplatzsicherheit für die Beschäftigten, Regionalförderung etc.) i. d. R. auf 
die vorangehende inhaltliche Festlegung des genossenschaftlichen Förderauf-
trags zurückführen, erfordern daher zweitens vor ihrer Berücksichtigung im 
engeren Sinne die Erfüllung der beiden anderen Anforderungen und sind da-
mit nachgelagert bzw. untergeordnet, und drittens lassen sie sich nicht einmal 
näherungsweise für alle Genossenschaften festlegen – sind daher nicht allge-
meiner Natur. 
 Hinreichend für den Erfolg einer Genossenschaft kann daher nur eine paral-
lele Beachtung von Wirtschaftserfolg und Mitgliederförderung sein. Dies ist 
allerdings keine besonders bahnbrechende Erkenntnis, liegen beide Aspekte 
doch per se der Tätigkeit einer Genossenschaft zugrunde. Probleme entstehen 
allerdings in dem Moment, wenn gefragt wird, ob die existierenden Genossen-
schaften denn auch in der Tat diesen beiden Anforderungen gerecht werden. 
Dabei lässt sich für außenstehende Dritte, aber auch für Genossenschaftsmit-
glieder die Erreichung wirtschaftlichen Erfolgs leichter beobachten als die Be-
folgung des Förderauftrags. 
 Denn gerade bei großen Genossenschaften macht sich in zu vielen Fällen 
eine Vernachlässigung der Mitglieder – auch in ihrer Eigenschaft als Eigenka-
pitalgeber – bemerkbar. Irritierenderweise geschieht dies gerade in einer Pha-
se, in der die nicht-genossenschaftlichen Wettbewerber sich verstärkt um die 
Interessen der Eigenkapitalgeber bemühen, wie das Konzept des Shareholder 
Value und die Aktivitäten im Rahmen der Investor Relations zeigen. Ange-
sichts dieser Entwicklung wird nachvollziehbar, warum sich gerade Genossen-
schaften in jüngerer Zeit verstärkt mit dem Problem der Mitgliederbindung 
befassen (vgl. Kramer 2002a: 13-16).  
 Aus klassisch-betriebswirtschaftlicher Sicht haben Genossenschaftsmitglie-
der eine doppelte Aufgabe: Die Bereitstellung von Eigenkapital und die Er-
möglichung von Wachstumschancen im Wettbewerb. Dabei scheint in Ver-
gessenheit geraten zu sein, dass Genossenschaftsmitglieder im Gegensatz zu 
Aktionären ihr Eigenkapital mitnehmen können, wenn sie sich schlecht be-
handelt fühlen. Über kurz oder lang stellt sich daher die Frage, welches Inte-
resse die Mitglieder eigentlich an der Genossenschaft haben. Dahinter verbirgt 
sich in etwas anderem Gewand die alte Frage nach dem Förderauftrag: Aus 
welchem Grund sind die Mitglieder-Kunden und Mitglieder-Eigentümer in der 
Genossenschaft und welche Inhalte und welches Ausmaß erwarten sie von ihr 
an (Förder)Leistungen?  

Als Mahnung für alle Genossenschaften gilt in diesem Zusammenhang: 
Werden die Mitglieder sowohl hinsichtlich ihrer Kundenerwartungen als auch 
hinsichtlich ihrer Eigenkapitalgeber- oder Fördererwartungen „nicht da abge-
holt, wo sie stehen“, besteht die Gefahr, dass Mitglieder, die sich vernachläs-
sigt fühlen, nun ihrerseits beschließen, die Genossenschaft zu vernachlässigen! 

Beispielhaft sollen diese Probleme nachfolgend anhand der Kreditgenossen-
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schaften skizziert werden, wo eine abnehmende Kunden- und Mitgliederloya-
lität beklagt wird. Hier wird seit geraumer Zeit über Probleme im Bereich der 
Mitgliederbindung diskutiert (vgl. Glatzner 1989). Den Anlass bilden klassi-
sche betriebswirtschaftliche Faktoren: Hierzu zählt insbesondere die zuneh-
mende Größe der Banken, die in Verbindung mit der Ablösung von Mitglie-
der- durch Vertreterversammlungen die Distanz der Bank und ihrer Vertreter 
zu den Mitgliedern vergrößert hat (vgl. Kramer 2003: 11). Besonders sichtbar 
wird dies in jenen Banken, die bereits mehrere Fusionen oder eine Sanierung 
hinter sich haben: Hier lässt sich regelmäßig eine aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen zwingend erforderliche und eindeutig berechtigte Konzentration auf 
die „Marktseite“, die möglichst rasche Anpassung der Bank an die veränderten 
Bedingungen beobachten. Unglücklicherweise geht dies vielfach einher mit 
einer Vernachlässigung der Eigenkapitalgebereigenschaft der Mitglieder. Hier 
zeigen sich aber auch die Zielkonflikte im Umgang mit den (Mitglieder-) 
Kunden: Kunden tragen höhere Kosten als z. B. bei vielen Direktbanken. 
Dementsprechend müssten sie eigentlich an anderer Stelle von Vorteilen profi-
tieren. Dies gilt insbesondere dann, wenn tatsächlich 81% des Geschäftsvolu-
mens als Bringvolumen1 von den Kunden der Kreditgenossenschaft zugetra-
gen wird. Vor diesem Hintergrund könnte u. U. der Multi-Kanal-Vertrieb Teil 
des Förderauftrags der Genossenschaftsbank sein. 

Sorgen bereitet dabei insbesondere der Umstand, dass die Genossenschaften 
anscheinend deutlich eher in der Lage sind, auf – im engeren Sinne – be-
triebswirtschaftliche Herausforderungen, die sich aus Marktveränderungen 
herleiten, zu reagieren,2 als auf solche, die aus einem Spannungsverhältnis 
zwischen Genossenschaftsphilosophie und Genossenschaftspraxis – wie bei 
der inhaltlichen Auffüllung des Förderauftrags – resultieren. Vor diesem Hin-
tergrund soll auf das Erfordernis des Weiterbestehens am Markt in diesem 
Kontext nicht weiter eingegangen werden. Die daraus resultierenden Anforde-
rungen ähneln für die Genossenschaft jenen, denen sich auch andere Unter-
nehmensformen in der gleichen wirtschaftlichen Situation gegenübersehen. 
Die ökonomische Leistungsfähigkeit ist somit eine strenge Nebenbedingung, 
deren Erfüllung Voraussetzung für den Erfolg einer Genossenschaft ist. De-
terminiert wird dieser aber von der Erfüllung des Förderauftrags, so dass sich 
                                           
1  So Christoph Schlosser vom Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffei-

senbanken (BVR) unter Verweis auf die Daten von Icon Finanz Vertriebsmonitor im 
Vortrag „Die Zukunft der Genossenschaftsbanken“ anlässlich des Institutstags des Insti-
tuts für Genossenschaftswesen an der Humboldt-Universität zu Berlin am 23. November 
2005.  

 Ich danke meiner Kollegin Julia Neumann-Szyszka für diesen Hinweis. 
2  Beispielhaft zeigt sich dies bei Fusionen von Genossenschaften. Diese werden in aller 

Regel und auch gemäß den Aussagen der beteiligten Vorstände mit wirtschaftlicher Ef-
fizienz begründet, aber nicht durch die Fähigkeit, eine bessere Förderung der Mitglieder 
zu erreichen. 
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die Frage stellt, wie sich der Fördererfolg messen lässt. 

3. Mögliche Kriterien für den Erfolg einer Genossenschaft 

Nachdem zunächst das Spannungsverhältnis von genossenschaftlichem För-
derauftrag einerseits und betriebswirtschaftlicher Leistungsfähigkeit anderer-
seits herausgearbeitet worden ist, sollen im nächsten Schritt verschiedene 
Messkriterien aus der Betriebswirtschaft dahingehend überprüft werden, ob sie 
geeignet sind, den Erfolg von Genossenschaften zu messen. 

3.1.  Gewinn 

Ein Standardkriterium für die Erfolgsmessung bei kommerziell ausgerichteten 
Unternehmen ist die Höhe des Gewinns, gemäß dem Grundsatz je höher, desto 
besser und erfolgreicher ist das Unternehmen. Die Verwendung des Gewinns 
als Maßstab für den Erfolg eines Unternehmens basiert auf der Überlegung, 
dass ein Unternehmen, bei dem die Erträge die Aufwendungen überschreiten, 
erfolgreich gewesen ist – und je größer die (positive) Differenz, desto erfolg-
reicher ist das Unternehmen. Gemessen werden soll auf diese Weise die öko-
nomische Leistungsfähigkeit. 

Da unter dem Begriff des Gewinns eine genau definierte Position innerhalb 
der Bilanz bzw. der Gewinn- und Verlustrechnung eines Unternehmens ver-
standen wird, lassen sich in der Praxis hier verschiedene Ausprägungen einer 
solchen Erfolgsmessung beobachten. Grund hierfür ist der Umstand, dass der 
Gewinn als solcher erst ganz am Ende der Gewinn- und Verlustrechnung steht 
– und damit der Beeinflussung durch Ergebnis verändernde Maßnahmen un-
terliegt (vgl. Gräfer 2005: 53). Aus diesem Grund werden im Rahmen der Bi-
lanzanalyse alternativ andere, vorgelagerte Messgrößen herangezogen wie z. 
B. das Betriebsergebnis (brutto oder netto) oder das Jahresergebnis nach Steu-
ern. Alternativ können Kennzahlen wie EBIT,3 EBITDA4 und EBT5 eingesetzt 
werden, aber auch der Cash-Flow als Maßstab findet in unterschiedlichsten 
Definitionsformen Verwendung (vgl. Born 1994: 352-354). Welche Messgrö-
ße gewählt wird, hängt einerseits von den eigenen Präferenzen ab, andererseits 
von dem Umstand, in welchem Maße Ergebnis verzerrende Einflüsse bei der 
Messung zurückgedrängt werden sollen. Ungeachtet der individuell bevorzug-
ten Messgröße darf konstatiert werden, dass alle diese Größen relativ stark 
                                           
3 Earnings before Interest and Taxes. Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/EBIT, abgerufen 

am 17.11.2005. 
4 Earnings before Interest, Taxes, Depreciation and Amortisation. Vgl. http://de.wikipe-

dia.org/wiki/Earnings_Before_Interest%2C_Tax%2C_Depreciation_and_Amortization, 
abgerufen am 17.11.2005. 

5 Earnings before Taxes. Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Gewinn_vor_Steuern, ab-
gerufen am 17.11.2005. 
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miteinander korrelieren. 
Unabhängig von der Art und Weise der Ergebnismessung gilt für kommer-

ziell ausgerichtete Unternehmen die Verpflichtung, zur Steigerung des Unter-
nehmenswertes die Ertragskraft zu maximieren (Shareholder-Value-Konzept). 
Dies heißt nicht notwendigerweise, dass der Gewinn (oder eine der anderen 
Messgrößen) kurzfristig maximiert werden soll, da dies durchaus im Konflikt 
zur längerfristigen, nachhaltigen Ertragskraft stehen kann. Außerdem bedeutet 
dies auch nicht, dass der Gewinn an die Eigentümer verteilt werden muss; so 
kann beispielsweise bei börsennotierten Aktiengesellschaften die Steigerung 
des Unternehmenswertes sich auch unter Verzicht auf Ausschüttungen in einer 
entsprechenden Steigerung des Börsenkurses niederschlagen. 

Unstrittig ist, dass sich derartige Messgrößen auch für Genossenschaften 
ermitteln und vergleichen lassen. Fraglich ist jedoch, ob eine solche, ggf. ver-
gleichende Messung geeignet ist, den Erfolg von Genossenschaften auch tat-
sächlich zu erfassen. Denn sowohl aus ihrer Tradition heraus als auch gemäß 
ihres gesetzlichen Auftrags sind Genossenschaften dazu verpflichtet, die „För-
derung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels gemein-
schaftlichen Geschäftsbetriebes“ (GenG 1, Abs. 1) zu verfolgen. Dies muss 
Hettrich et al. (2001: 4-6) zufolge direkt, also durch die Leistung der Genos-
senschaft, und nicht indirekt über die Ausschüttung eines möglichst hohen 
Gewinnes erfolgen.6  

Daraus lässt sich schlussfolgern, dass Genossenschaften einerseits durchaus 
dazu verpflichtet sind, zur Sicherstellung ihrer zukünftigen Leistungsfähigkeit 
Gewinn zu erzielen (u. a. zum „Ansparen“ für größere Investitionen), dass a-
ber der Gewinn nur ein vergleichsweise untergeordnetes Kriterium bei der Be-
urteilung des Erfolgs einer Genossenschaft sein kann. 

3.2.  Dauerhaftigkeit 

Alternativ lässt sich argumentieren, dass die Dauerhaftigkeit, also dass lang-
jährige, nachhaltige Überleben einer Genossenschaft, ein Beleg für ihren Er-
folg ist. Eine genauere Betrachtung zeigt allerdings, dass es sich auch hierbei 
lediglich um eine Bestätigung für die längerfristige ökonomische Leistungsfä-
higkeit des betreffenden Unternehmens handelt: Ohne ihren wirtschaftlichen 
Erfolg hätte die Genossenschaft nicht so lange überleben können. Aber da-
durch wird noch nicht belegt, dass eine alte, etablierte Genossenschaft tatsäch-
lich ihrer Verpflichtung zur Förderung der Wirtschaft und des Erwerbs ihrer 
Mitglieder nachkommt.7 
 Es gibt im Gegenteil seit geraumer Zeit erhebliche Zweifel daran, ob be-
stimmte Genossenschaften tatsächlich – und ungeachtet ihres teilweise erheb-
                                           
6 Gegenteilige Ansichten finden sich bei Blomeyer (1980: 35) und Lampert (1972: 341). 
7 Vgl. hierzu zum Fall der Genossenschaft DE VERBAND z. B. Jungen (o. J.). 
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lichen Alters – noch ihren Förderauftrag erfüllen. Gerade die Genossen-
schaftsbanken werden hier immer wieder hinterfragt, insbesondere dann, wenn 
sie in großem Umfang Nicht-Mitgliedergeschäft betreiben und in ihren Kondi-
tionen zwischen Mitgliedern und Nicht-Mitgliedern nicht differenzieren. 
 Im Gegenzug heißt die Auflösung einer Genossenschaft nicht automatisch, 
dass sie erfolglos war. Da es sich bei der Genossenschaft um eine Selbsthilfe-
organisation handelt, ist es durchaus möglich, dass eine Genossenschaft gera-
de aufgrund ihrer Förderleistung für ihre Mitglieder so erfolgreich gewesen 
ist, dass sie sich selbst überflüssig gemacht hat: Ihre Mitglieder sind jetzt so 
stark, dass sie der gegenseitigen Hilfe und der Förderung durch die Genossen-
schaft nicht mehr bedürfen. 
 Beispielhaft zeigt sich das im Falle einer Einkaufsgenossenschaft: Gegrün-
det, um den Dorfbewohnern einen billigeren Zugang zu den benötigten Gütern 
zu verschaffen, als es der lokale Monopol-Händler bietet, bewirkt sie auf mitt-
lere Sicht ein Sinken der Preise beim Monopolisten – und wird daher nicht 
mehr benötigt. Ggf. kann sie sich daher wieder auflösen – und ermöglicht so 
den bisherigen Mitgliedern, eine andere, nun effizienter gewordene Verwen-
dung der privaten Ressourcen. Ob sie wieder neu entsteht, hängt damit vom 
Verhalten des Monopol-Händlers ab – und ggf. reicht bereits die Möglichkeit 
(die „Androhung“) einer Neugründung aus, um die Preise des Händlers nied-
rig zu halten. 
 Die langandauernde Existenz einer Genossenschaft kann daher, aber muss 
nicht unbedingt ein Zeichen für Ihren Erfolg sein. Hat sie ihr Förderziel er-
reicht, ist eine Liquidation oder auch die Umwandlung in eine kommerziell 
orientierte Unternehmung durchaus eine mit den Genossenschaftsprinzipien zu 
vereinbarende Option. 

3.3. Aufnahme neuer Mitglieder 

Gelegentlich findet sich in der Genossenschaftsliteratur der Hinweis, dass eine 
Genossenschaft in ihrem Wesen verkümmere, wenn sie sich gegen die Auf-
nahme neuer Mitglieder abschotte. Insbesondere gegenüber Produktivgenos-
senschaften wird dieser Vorbehalt geäußert.8  

Dieses Argument würde bedeuten, dass der Erfolg einer Genossenschaft 
sich u. a. auch darin äußert, ob sie bereit und willens ist, neue Mitglieder auf-
zunehmen. Begründet wird diese Sichtweise unter Bezugnahme auf § 1 Abs. 1 
GenG, wonach eingetragene Genossenschaften „Gesellschaften von nicht ge-
schlossener Mitgliederzahl“ sind. 
 Eine solche Argumentation verkennt aber, dass die Aufnahme neuer Mit-
glieder freiwillig ist und berücksichtigt das Charakteristikum der Selbsthilfe 
                                           
8 Vgl. Kivanç (1977: 56) unter Verweis auf Dülfer (1960: 4476) und Engelhardt (1964: 

611). 
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nicht ausreichend. Konkret heißt dies, dass jene Personen, die zu einem be-
stimmten Zeitpunkt Mitglied in der Genossenschaft sind, darüber zu befinden 
haben, ob die Neuaufnahme eines Mitgliedes sich mit der Fähigkeit zur Mit-
gliederförderung verträgt. Im Extremfall kann durch die Neuaufnahme von 
Mitgliedern die Förderfähigkeit so stark eingeschränkt werden, dass die Ge-
nossenschaft eben nicht mehr in der Lage ist, ihre Mitglieder zu fördern. 
 Vor diesem Hintergrund kann der Verzicht auf die Neuaufnahme von Ge-
nossenschaftsmitgliedern durchaus legitim sein. Der Umstand, ob neue Mit-
glieder aufgenommen werden oder nicht, ist damit als Maßstab für den Erfolg 
einer Genossenschaft wenig hilfreich.9 

3.4.  Beibehaltung der Rechtsform 

Eine Besonderheit des deutschen Handelsrechts ist der Umstand, dass für Ge-
nossenschaften eine eigene Rechtsform, die „eingetragene Genossenschaft“ 
(eG) zur Verfügung gestellt wird. Dieses Angebot einer eigenen Rechtsform 
legt zunächst die Vermutung nahe, dass einerseits alle Genossenschaften in 
der Rechtsform der eG agieren, und andererseits alle eG auch gemäß der ge-
nossenschaftlichen Prinzipien agieren. Ein Blick auf die Wirtschaftspraxis be-
legt allerdings, dass es eine Vielzahl von Genossenschaften außerhalb der ori-
ginären Rechtsform gibt, und dass andererseits – wie bereits oben erwähnt – 
zumindest bei einigen Genossenschaften Zweifel hinsichtlich ihres genossen-
schaftsadäquaten Verhaltens bestehen. 
 Dessen ungeachtet taucht in Gesprächen mit Praktikern immer wieder die 
Aussage auf, dass eine Genossenschaft erfolgreich sei, weil sie weiterhin die 
Rechtsform der eG beibehalte.  

Dieses Argument unterstellt bei genauerer Betrachtung eine in regelmäßi-
gen Abständen statt findende Diskussion über die Frage, ob sich eine Genos-
senschaft in eine andere Rechtsform umwandeln soll. Des Weiteren wird im-
plizit unterstellt, dass die Mitglieder bei einer solchen Diskussion tatsächlich 
eingebunden sind und Vor- und Nachteile einer Umwandlung (insbesondere 
hinsichtlich der Erfüllung des Förderauftrags) objektiv abwägen. Dies kann 
durchaus so ablaufen, aber die in der Genossenschaftspraxis beobachtbaren 
Informationsvorsprünge des Vorstandes (und des Aufsichtsrates) und ihre Fä-
higkeit zum Positionieren von Themen lassen anderes vermuten: Nämlich das 
eine eventuelle Umwandlung des Unternehmens nur dann auf die Tagesord-
nung kommt, wenn die Leitung der Genossenschaft es will – und auch bereits 
eine Meinung dazu hat. 

Vor diesem Hintergrund ist auch der in den letzten Jahren zu beobachtende 

                                           
9  Anders kann dies ggf. mit dem Wunsch nach Mitgliedschaft in einer Genossenschaft 

aussehen: Hier kann eine Hohe Zahl von Beitrittswünschen Erfolg signalisieren, denn 
warum sollte jemand Mitglied in einer erfolglosen Organisation werden wollen? 
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Verzicht auf die Umwandlung von eGs in AGs kein Beleg für den Erfolg einer 
Genossenschaft. Denn die Rechtsform der eG weist bestimmte Strukturen auf, 
die sie aus Sicht des Vorstandes reizvoll erscheinen lassen. Dazu gehört u. a. 
der fast perfekte Schutz gegen eine feindliche Übernahme, die ansonsten die 
Arbeitsplätze der Vorstandsmitglieder gefährden könnte.10 

Auch bei diesem Kriterium ist somit eine originäre Verknüpfung mit dem 
Erfolg einer Genossenschaft nicht automatisch gegeben. 

3.5. Markteinfluss, Unternehmensgröße etc. 

Weitere mögliche Kriterien für den Erfolg einer Genossenschaft sind Mess- 
und Kenngrößen wie Markteinfluss, Unternehmensgröße, Beschäftigtenzahl, 
etc. Wie die anderen, vorstehend behandelten Kriterien handelt es sich bei die-
sen Merkmalen um solche, die aus dem Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
abgeleitet sind. Daher sind sie i. d. R. eher geeignet, ökonomische Leistungs-
fähigkeit – und damit eine Voraussetzung für den genossenschaftlichen Erfolg 
– zu messen, als den Erfolg selbst, nämlich die Erfüllung des Förderauftrags.  
 Ausnahmen stellen hierbei, wenngleich aus unterschiedlichen Gründen, die 
Kriterien Beschäftigtenzahl und Markteinfluss dar. So ist das Kriterium der 
Beschäftigtenzahl beispielsweise für eine Produktivgenossenschaft tendenziell 
zur Erfolgsmessung geeignet, wenn das Ziel darin besteht, so vielen Mitglie-
dern wie möglich in der Genossenschaft einen Arbeitsplatz zu bieten. 
 Völlig anders sieht es hingegen bei der Maßgröße „Markteinfluss“ aus. Ist 
diesbezüglich ein relativ hoher Wert gemessen worden, so stellt sich die Fra-
ge, ob es sich bei dieser Genossenschaft überhaupt noch um eine Selbsthilfe-
einrichtung zur Mitgliederförderung handelt oder bereits um ein – aus wett-
bewerbspolitischen Gründen i. d. R. negativ zu beurteilendes – Monopol ähn-
liches Gebilde.11 Hat eine Genossenschaft jedoch eine derartige Größenord-
nung erreicht, ist unter Wettbewerbsgesichtspunkten schon fast die Gründung 
einer „Gegengenossenschaft“ zu erwägen. Zumindest erweist es sich als aus-
gesprochen schwierig, eine Förderung der Mitglieder zu beobachten, wenn der 
Markt durch die eigentlich zur Förderung verpflichtete Organisation dominiert 
wird. 

                                           
10 Dieser Schutzwall gegen feindliche Übernahmen ergibt sicht aus dem Charakteristikum 

der Genossenschaft als einer Personengesellschaft: Wegen des Stimmrechts nach Köp-
fen muss für eine Übernahme die Mehrheit der Mitglieder (oder der Vertreter) persön-
lich überzeugt werden, da „Großaktionäre“ mit einer Vielzahl von Stimmen fehlen und 
stimmberechtigte Anteile auch nicht anonym auf dem Kapitalmarkt erworben werden 
können. 

11 Vgl. zu dieser Problematik Monopolkommission (1977, 1985) und Hamm (1978). 
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3.6. Zwischenergebnis 

Vor diesem Hintergrund kann zunächst festgehalten werden, dass die übli-
cherweise im Rahmen der kommerziell ausgerichteten Wirtschaft verwendeten 
Kriterien zur Erfolgsmessung von Genossenschaften wenig geeignet sind. Sie 
sind bestenfalls geeignet, die im engeren Sinne ökonomische Leistungsfähig-
keit zu messen, die aber nur Mittel zur Erreichung eines übergeordneten 
Zwecks ist. 
 Der Erfolg einer Genossenschaft findet seinen Ausdruck, wie § 1 Abs. 1 
GenG dokumentiert, in der Förderung der Mitglieder. Dementsprechend müs-
sen Messinstrumente zur Erfolgsmessung an diesem Ziel ausgerichtet sein. 

4. Konsequenz: Operationalisierung des Förderauftrags 

Ausgehend von dieser Erkenntnis stellt sich als nächstes die Frage, wie sich 
der seit vielen Jahren diskutierte Förderauftrag operationalisieren lässt.12 Denn 
nur bei Klarheit hinsichtlich der Ziele lassen sich Wege zur Zielerreichung 
festlegen und Instrumente zur Messung der Zielerreichung bestimmen.  

In der Frühzeit der Genossenschaftsbewegung gab es kaum Schwierigkei-
ten, den Förderauftrag zu definieren, da die Genossenschaften den Mitgliedern 
ökonomische Vorteile versprachen, die andere Unternehmen nicht bieten 
konnten oder wollten. Durch die Einbeziehung in den marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb gingen jedoch Vorteile (z. B. niedrigere Preise) verloren, während 
die Zwänge zunahmen (Produktprogramm und -gestaltung). Als Ergebnis lässt 
sich festhalten, dass die inhaltliche Auffüllung des Förderauftrags schwieriger 
geworden ist, wodurch auch die Operationalisierung in Probleme geraten ist: 
„Wenn ich nicht weiß, was ich tun soll, kann ich auch nicht messen, wie er-
folgreich ich war.“ 
 Dies ist keineswegs eine neue Erkenntnis, ganz im Gegenteil. Die Frage der 
inhaltlichen Festlegung des Förderauftrags und der Überprüfung seiner Erfül-
lung begleitet die genossenschaftliche Forschung und Praxis seit mehreren 
Jahrzehnten. Aus diesem Grund soll an dieser Stelle nicht erst versucht wer-
den, diese Diskussion nachzuzeichnen. Dafür sei auf die umfangreiche Litera-
tur verwiesen.13  
 Vergleicht man allerdings die Diskussion über den Förderauftrag aus einer 
gewissen Distanz mit jüngeren Entwicklungen in der Betriebswirtschaft, so 
zeigen sich einige Auffälligkeiten, die es genauer zu analysieren gilt. 

                                           
12  Vgl. hierzu u. a. Bänsch (1983), Richter (1981), Bakonyi (1980: 316-327) und Boettcher 

(1979: 196-216). 
13 Vgl. hierzu die Suchergebnisse in Geno-Lit (2003). 
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4.1.  Controlling und Qualitätsmanagement als Ansatzpunkte 

Denn die Genossenschaften stehen mit ihren Problemen hinsichtlich der Fest-
legung der Ziele und ihrer Erfüllung einerseits und der Erfüllung der Erwar-
tungen ihrer Kunden andererseits keineswegs allein. Ähnliche Probleme hin-
sichtlich der Ausrichtung und der Steuerung von Organisationen lassen sich 
auch in der kommerziellen Wirtschaft auffinden. 
 So ist beispielsweise das Konzept des Shareholder Values u. a. auch deswe-
gen entstanden, weil die Vermutung entstand, dass die angestellten Geschäfts-
führer eines Unternehmens keineswegs automatisch vorrangig die Interessen 
der Eigentümer und -kapitalgeber verfolgen (vgl. hierzu Schmidt/Maßmann 
1999: 16). Angesichts ihres Informationsvorsprungs und der mit ihrer Über-
wachung verbundenen Kosten drängte sich im Gegenteil die Vermutung auf, 
dass sie im Zweifelsfall nicht nur die Interessen ausbalancieren, sondern ins-
besondere den eigenen Interessen ein besonders hohes Gewicht beimessen 
würden – im Zweifelsfall eben zu Lasten der Interessen der Unternehmensei-
gentümer.  
 Erforderlich wurde vor diesem Hintergrund ein Instrumentarium, das – nach 
Festlegung der Ziele – deren Erfüllung messen konnte. Angesichts des bei 
kommerziellen Unternehmen vergleichsweise einfach zu definierenden Ziels 
(i. d. R. Gewinnentwicklung; auf jeden Fall aber ökonomische Leistungsfä-
higkeit) lag es nahe, ein auf diese Zielerreichung ausgerichtetes Controllingin-
strument zu etablieren. Dies musste gegebenenfalls gegen den Widerstand der 
Geschäftsführung geschehen, da ein solches Instrumentarium auch der Kon-
trolle des angestellten Führungspersonals diente.  
 Zugleich ließ sich ein solches „Führungscontrolling“ konzeptionell ver-
knüpfen mit dem ohnehin in der Entwicklung befindlichen Controllingsystem 
innerhalb von Unternehmen, das wiederum die Aufgabe hat, der Führungs-
ebene die für eine erfolgreiche Positionierung des Unternehmens benötigten 
Informationen zur Verfügung zu stellen. 
 Parallel zu diesen Entwicklungen im Controlling trat angesichts der gewan-
delten Märkte die Notwendigkeit hinzu, den Interessen der (potenziellen) Käu-
fer größeres Gewicht beizumessen. Waren zuvor – in der Situation eines Ver-
käufermarktes – die Einzelwünsche der Kunden von eher untergeordneter Be-
deutung, wie das berühmte, Henry Ford zugeschriebene Wort über die Farb-
gestaltung des Modell T signalisiert,14 so änderte sich dies mit dem Wandel zu 

                                           
14 „Henry Ford wird oft nachgesagt, er habe gesagt, dass jeder Kunde einen Ford in der 

Farbe seiner Wahl bekommen könnte – solange die Farbe schwarz sei. Es gibt keinen 
Beleg, dass er diese Worte je geäußert hat. Schwarz war die Standardfarbe, da Schwarz 
die erste industriell hergestellte und lang haltbare Farbe war. Außerdem trocknet 
Schwarz am schnellsten, was ein starkes Argument für diese Farbe war, da man damals 
große Hallen und Böden brauchte um Karosserieteile trocknen zu lassen. Nicht alle Ford 
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einem Käufermarkt. Nun galt es, die Interessen der Käufer durch Marktfor-
schung genauer zu erkennen und nachhaltig zu befriedigen. Letzteres führte 
zur Weiterentwicklung des Qualitätsmanagements, weg von einer technisch 
verstanden Qualität hin zu einer Ausrichtung auf die von den Kunden subjek-
tiv wahrgenommene Qualität (vgl. Kramer 2002c: 174). Auch diese Entwick-
lung ließ sich mit dem Instrument des Controllings verknüpfen und führte zum 
Qualitätscontrolling. 
 Aus etwas größerer Distanz betrachtet lassen sich für Genossenschaften 
ähnliche Problemstrukturen erkennen, wenngleich Unterschiede hinsichtlich 
verschiedener Details bestehen. So sind die Ziele von Genossenschaften 
grundsätzlich andere als die von kommerziell ausgerichteten Unternehmen, 
aber die Notwendigkeit der Zielfestlegung und der Zielerreichungsmessung ist 
gegeben. Benötigt wird hierfür ein Controllinginstrument zur Kontrolle und 
Überwachung der genossenschaftlichen Unternehmensführung im Interesse 
der Mitglieder als Eigentümer. 
 Auch für das Qualitätsmanagement mit seinem Fokus auf die Kundenorien-
tierung gibt es ein entsprechendes Pendant im genossenschaftlichen Bereich. 
Denn die Genossenschaft zeichnet sich konzeptionell ja gerade dadurch aus, 
dass die Mitglieder eben nicht nur Eigentümer der Genossenschaft sind, son-
dern auch ihre Kunden – ursprünglich sogar ihre einzigen Kunden. Benötigt 
wird dementsprechend ein Instrumentarium zur Messung der gegenüber den 
Mitgliedern als Kunden erbrachten Leistungen. 
 Tendenziell ähnlich sieht es hinsichtlich der Eigenkapitalgeberfunktion von 
Genossenschaftsmitgliedern aus: Korrespondierend mit der Tatsache, dass zu-
nehmend große Kapitalgesellschaften „Investor Relations“ pflegen, kann ein 
Mitglieder-Qualitätsmanagement auch diesen Umstand in Betracht ziehen. 
 Denn die genossenschaftliche Besonderheit besteht, von dieser Perspektive 
aus betrachtet, vorrangig in dem Umstand, dass Eigentümer und Kunden ten-
denziell identisch sind. Die genossenschaftliche Lösung muss daher in einem 
Instrumentarium bestehen, dass parallel Controlling und Qualitätsmanagement 
im Interesse der Mitglieder in ihrer Doppelnatur verfolgt. 

4.2.  Instrument 1: Förderauftrags-Controlling 

Angesichts der obigen Überlegungen ist es fast schon verblüffend festzustel-
len, dass das erforderliche Controlling- und Qualitätsmanagementinstrumenta-
rium nicht neu erfunden und entwickelt werden muss. Ganz im Gegenteil, zu-
mindest einige der Instrumente wurden bereits zu einem Zeitpunkt entwickelt, 
als die Begriffe des Controllings und des Qualitätsmanagements entweder 
noch gar nicht vorhanden waren oder zumindest bei weitem noch nicht die 
                                                                                                                                 

T waren schwarz, aber die meisten!“, http://de.wikipedia.org/wiki/Henry_Ford# 
Das_Modell_T_.28auch_Tin_Lizzy_genannt.29, abgerufen am 21.11.2005. 
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Bedeutung hatten wie jetzt.  
So wurde beispielsweise das Discounted Cash Flow Konzept von Rappaport 

zur Messung des Shareholder Value 1986 publiziert und wurde zusammen mit 
anderen Ansätzen des Value Based Management erst gegen Ende der 1980er 
Jahre in Europa verbreitet (vgl. Hombauer 2004: 1). 
 Demgegenüber wurde von Boettcher bereits 1979 ein Konzept aus Förder-
plan und Förderbericht vorgeschlagen, mit dem die Genossenschaftstätigkeit 
stärker an die Interessen der Mitglieder gebunden werden sollte. Boettcher 
(1980: 99) entwickelte den Förderplan mit dem Ziel, der Entdemokratisierung 
der Genossenschaft entgegenzuwirken. Konzeptionell sieht die von Boettcher 
vorgeschlagene Vorgehensweise so aus, dass zu Beginn des Geschäftsjahres 
der Vorstand der Genossenschaft einen Plan vorlegen muss, wie er im Laufe 
des Geschäftsjahres die Genossenschaftsmitglieder fördern will (Förderplan).  
 Auffällig ist die geringe Verbreitung des Förderplans in der Praxis. Zwar 
wird seit ca. 25 Jahren auf dieses Instrument aufmerksam gemacht und seitens 
der Wissenschaft dafür geworben. Dennoch lassen sich nur sehr wenige Ge-
nossenschaften ausfindig machen, die dieses Instrument zumindest einmal 
ausprobiert haben – sofern es überhaupt noch welche gibt. Eine am 21. No-
vember 2005 durchgeführte Google-Recherche mit der Stichwort-Kombina-
tion „Förderplan“ und „Genossenschaft“ erbrachte zwar über 150 Treffer, aber 
kein einziges Beispiel einer Genossenschaft, die den Förderplan zur Mitglie-
derförderung nutzte. 

Satt dessen soll der Förderplan Kosten- bzw. Produktivitätsvorteile und 
Macht- oder Wettbewerbsvorteile für die Mitglieder aufzeigen und ist vom 
Management aufzustellen. Gegebenenfalls ist auch eine beabsichtigte ideelle 
Förderung im Sinne von Wagner festzulegen.15 Durch diese Kombination kann 
individuell von jeder Genossenschaft ein Konzept erstellt und verfolgt werden, 
wie der Förderauftrag realisiert wird. 

Wichtigste Voraussetzung ist die Überprüfbarkeit der vermerkten Zielvor-
gaben. Die angegebenen Ziele dürfen also nicht unverbindlich formuliert wer-
den („soll erreicht werden“), sondern müssen konkret als Vorgaben dienen 
(„ist zu erreichen“). Ähnlich der innerbetrieblichen Planung sind die Ziele 
konkret zu benennen und mit Zahlenvorgaben zu versehen. Zu beachten ist 
insgesamt, dass durch den Förderplan allein der Förderauftrag selbst noch 
nicht inhaltlich aufgefüllt ist, und dass bereits die Erstellung des Plans Kosten 
für die Genossenschaft verursacht. 

Aufgrund der Verbindlichkeit der im Förderplan gemachten Zielvorgaben 
ist im nächsten Schritt seitens des Genossenschaftsvorstands ein Maßnahmen-
katalog aufzustellen, wer innerhalb der Organisation welche Schritte zu wel-
chem Zeitpunkt unternehmen muss, um auf diese Weise die Zielerreichung zu 
                                           
15 Wagner (1980: 303ff) versteht unter diesem Begriff die „Befriedigung höherer Bedürf-

nisse bzw. intrinsischer Bedürfnisse“. 
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ermöglichen. Dieser Schritt korrespondiert mit den Planungen eines kommer-
ziellen Unternehmens zur Erreichung einer Shareholder-Value-Vorgabe oder – 
wie im Fall der Deutschen Bank – der nach außen kommunizierten angestreb-
ten Eigenkapital-Rentabilität.16 
 Dies erfordert demzufolge eine Verzahnung der Förderplanziele mit der 
Aufbau- und Ablauforganisation der Genossenschaft. Auf diese Weise werden 
die einzelnen, zunächst noch eher abstrakten Zielvorgaben heruntergebrochen 
auf operative Ziele aller Ebenen. Auch auf den unteren Ebenen wird so eine 
Zielvorgabe verknüpft mit korrespondierenden operativen Maßnahmen. Die 
Vorgehensweise entspricht konzeptionell der üblichen Innerbetrieblichen Pla-
nung (Top-Down, Bottom-Up oder beide Vorgehensweisen synchronisiert). 

Der dritte Schritt ist die Erstellung des Förderberichts. Er dient zum ersten 
der tatsächlichen Berichterstattung über die erreichten Förder-Leistungen in-
nerhalb der Berichtsperiode. Zum zweiten wird durch eine adäquate Berichter-
stattung aber zugleich ein Soll-Ist-Vergleich zwischen den im Förderplan ge-
setzten Zielen und den tatsächlich erreichten Ergebnissen ermöglicht.  

Vorteil dieses Konzepts ist, dass die Mitglieder sich äußern können, sobald 
Zielvorgaben oder -erreichungen ihren eigenen Präferenzen zuwiderlaufen. 
Nachteilig ist allerdings, dass durch die Berichterstattung wie auch durch den 
Soll-Ist-Vergleich Kosten für die Genossenschaften anfallen. Das Berichtswe-
sen mit seiner gesteigerten Transparenz und seinen Kontroll- und Überwa-
chungseffekten ist also nicht kostenlos erhältlich.  

Durch eine Verzahnung von Förderplan, Umsetzungsmaßnahmen und För-
derbericht wird ein in sich geschlossener Regelkreis für ein Förderauftrags-
Controlling etabliert, wie Abbildung 1 verdeutlicht. 

                                           
16  Die Deutsche Bank gibt an, eine Eigenkapitalrentabilität von 25 % anzustreben. Vgl. 

dazu u. a. hhh (2005: 66), Netzeitung (2005). 
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Abbildung 1:  Regelkreis für das Förderauftrags-Controlling 

Förderplan, -umsetzung und –bericht als 
geschlossener Regelkreis von Controlling-Prozessen

Förderplan

Festlegung materieller und 
Ideeller Ziele
z. B. Fortbildung, Rückvergütung, 
Ankaufspreise, etc.

Förderbericht 
und Soll-Ist-Vergleich
Berichterstattung über Art 
und Ausmaß der 
Zielerreichung
Abweichungsanalyse

Förderplanumsetzung

Bestimmung und Umsetzung von 
Maßnahmen zur Erreichung der 
materiellen und ideellen Ziele

1.

2.

3.

 

Quelle: Eigene Darstellung 

Mit Hilfe dieses Instrumentariums ist es konzeptionell möglich, die Ziele der 
Genossenschaftsmitglieder in ähnlicher Art und Weise in die strategische und 
operative Tätigkeit der Genossenschaft zu integrieren, wie es das Shareholder-
Value-Konzept für kommerzielle Unternehmen ermöglicht.  
 Zur Vermeidung von Missverständnissen sei an dieser Stelle darauf hinge-
wiesen, dass das Förderauftrags-Controlling im skizzierten Sinne deutlich über 
das Konzept einer Förderbilanz hinausgeht. Während letztere ein Instrument 
einer eher nach außen gerichteten Berichterstattung ist und, z. B. im Fall der 
Volksbank Überlingen – Immenstaad – Markdorf – Stockach (2005: 14-17), 
eher dem Bereich Marketing und Öffentlichkeitsarbeit zuzuordnen wäre, ist 
das Förderauftrags-Controlling gezielt auf die innerbetriebliche Steuerung der 
Genossenschaft und ihrer Leistungserbringung ausgerichtet. Zwar werden 
auch Kommunikationsaufgaben nach außen wahrgenommen, doch handelt es 
sich dabei um nachgeordnete Aufgaben. Im Vordergrund steht die Verknüp-
fung von Aufbau- und Ablauforganisation mit den Zielen der Genossen-
schaftsmitglieder. 
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4.3.  Instrument 2: Mitglieder-Qualitätsmanagement 

Durch ein derartiges Controllinginstrumentarium, das auf die Erfüllung des 
Förderauftrags gerichtet ist, kann grundsätzlich dafür gesorgt werden, dass die 
Interessen der Genossenschaftsmitglieder auch tatsächlich das Handeln der 
Leitung der Genossenschaft beeinflussen. Ein offenes Problem besteht aller-
dings noch dahingehend, die Interessen der Mitglieder auch angemessen ken-
nen zu lernen. Dabei dürfte unstrittig sein, dass dies kaum im Zuge der einmal 
jährlich durchzuführenden Mitgliederversammlung geschehen kann. Dafür ist 
das Gremium zu groß, zu unübersichtlich, tagt zu selten und seine Zusammen-
setzung entspricht – insbesondere bei Vertreterversammlungen – keineswegs 
automatisch der Zusammensetzung der Mitglieder. 
 Bei kleinen Genossenschaften und in der Ursprungszeit der heutigen Groß-
genossenschaften stellte sich das Problem einer gezielten Mitgliedereinbin-
dung kaum. Die Mitglieder hatten aufgrund der regionalen Verankerung und 
der geringen Mitgliederzahl gute Möglichkeiten, ihre Interessen gegenüber der 
Geschäftsführung deutlich zu machen. Analog zum Förderauftrags-Control-
ling, das ebenfalls erst durch das Wachstum und die damit einhergehende A-
nonymität der Mitglieder erforderlich wurde, ist auch das Mitglieder-Quali-
tätsmanagement ein Instrument, das speziell in Großgenossenschaften sinnvoll 
eingesetzt werden kann. Hinzu kommt, dass im Unterschied zu den frühen 
Genossenschaften bis ins erste Drittel des 20. Jahrhunderts viele heutige Ge-
nossenschaften in großem Maße das Nicht-Mitgliedergeschäft betreiben. Dies 
kann die Spannungen zwischen Mitglied und (großer) Genossenschaft verstär-
ken, führt aber auf jeden Fall dazu, dass die wirtschaftliche Bedeutung des 
einzelnen Mitglieds einerseits und die Bedeutung der Mitgliedschaft anderer-
seits abgenommen haben. 
 Als Konsequenz hieraus wird in jüngster Zeit von Genossenschaften ver-
stärkt auf die Mitgliederbindung geachtet. Für die Mitgliederbindung ist aller-
dings Voraussetzung, dass die Genossenschaft auch weiß, was ihre aktuellen 
Mitglieder tatsächlich wollen. Diese Voraussetzung kann angesichts der be-
stehenden genossenschaftlichen Strukturen nicht durchgängig als gegeben an-
gesehen werden. 
 Einen Lösungsansatz für diese Problematik stellt das Qualitätsmanagement 
zur Verfügung, wobei Qualität in Anknüpfung an Ulrich als durch sechs 
Merkmale gekennzeichnet verstanden werden soll: 
1. „Qualität ist die Erfüllung von Kundenanforderungen, indem betriebliche 

Leistungen erstellt werden, welche durch Merkmale und Eigenschaften be-
schreibbar sind. 

2. Als Kunden werden sowohl die unternehmensexternen Abnehmer (externe 
Kunden) wie auch alle an der Leistungserstellung Beteiligten innerhalb des 
Unternehmens verstanden (interne Kunden). Jedes Glied der Wert-
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schöpfungskette einer Unternehmung ist einerseits Lieferant und anderer-
seits Abnehmer von Leistungen. 

3. Die Erfüllung der Kundenanforderungen bedeutet die Erstellung der richti-
gen Qualität und geschieht mit dem Ziel der Erreichung der Kundenzufrie-
denheit. 

4. Qualität ist objektiv nicht messbar. Sie kann aber subjektiv aufgrund des 
Erfüllungsgrades der Kundenanforderungen durch die betriebliche Leistung 
bestimmt werden. 

5. Qualität ist vieldimensional. Es wird i. d. R. nicht möglich sein, sie durch 
Elemente oder Teilqualitäten abschliessend zu beschreiben. 

6. Qualität ist eine dynamische Grösse. Sie ändert sich mit den sich ändernden 
Bedürfnissen und Kundenanforderungen.“17 

Dieses Qualitätsverständnis gilt naturgemäß nicht nur für Kunden im Allge-
meinen, sondern für die speziellen Kunden – die Mitgliederkunden – auch im 
Besonderen. Vor diesem Hintergrund ergeben sich einige Kernfragen zur Qua-
lität aus Sicht der Genossenschaftsmitglieder: 

                                           
17 Ulrich (1996: 14f) (Hervorhebungen im Original). 
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Abbildung 2: Kernfragen zur Mitglieder-Qualität 

Kernfragen zur Mitglieder-Qualität 
Allgemein 

Frage Antwort 
Was ist Qualität? Qualität ist die Erfüllung der Anforderungen von inter-

nen und externen Kunden durch Erreichung von Kun-
denzufriedenheit. Qualität ist nicht objektiv messbar, 
vieldimensional, dynamisch und Teil eines mehrdi-
mensionalen Zielssystems der Unternehmung. 

Konkret für die Mitglieder der Genossenschaft ZYX 
Fragen Antworten/ 

Lösungsansätze 
1. Wer sind unsere Mitglieder? 
2. Wie sind die Anforderungen unserer Mitglieder?
3. Welche Probleme haben unsere Mitglieder der-

zeit? 
4. Wo können wir unseren Mitgliedern vorrangig 

bei der Bewältigung ihrer Probleme helfen? 
5. Behebt dies alle derzeitigen Probleme unserer 

Mitglieder? 
6. Was bedeutet Qualität in diesem Zusammen-

hang für uns als Genossenschaft? 
7. Was ist dazu erforderlich? 
8. Was bedeutet Qualität für unsere Mitglieder? 

 

Quelle:  Eigene Darstellung. 

Mit Hilfe dieser Kernfragen und ihrer Beantwortung wird die Führungsebene 
einer Genossenschaft in die Lage versetzt, ihre Leistungen sehr weitgehend 
auf die geäußerten Bedürfnisse und Wünsche der Genossenschaftsmitglieder 
abzustellen. Die konzeptionell größte Gefahr besteht darin, dass der Vorstand 
der Genossenschaft glaubt, die Antworten auf die einzelnen Fragen bereits zu 
kennen, ohne dass die Mitglieder auch tatsächlich befragt worden sind.  

Aufgrund der quasi-Marktbeziehungen, wie sie gerade bei großen Genos-
senschaften häufig zu beobachten sind, kann keinesfalls davon ausgegangen 
werden, dass der Vorstand weiß, welche Ansprüche die Mitglieder an die Ge-
nossenschaft stellen. Zwar hat die Anreiz-Beitrags-Theorie Ansätze zur Auf-
arbeitung der Problematik geliefert,18 aber die praktische Durchführung steht 
vielfach noch aus. Eine Lösung für das Dilemma „Was wollen unsere Mitglie-
der eigentlich?“ könnte durch den Einsatz moderner Managementinstrumente 
erreicht werden. Dieser Schluss lässt sich aus den Ergebnissen ableiten, die 
mit Hilfe der Balanced Scorecard bei der Rabobank Maashorst erzielt worden 
                                           
18 Vgl. Grosskopf (1990: 33ff), Blisse (2000: 23ff), Ringle (1996: 13f). 
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sind (Hermans 2000: Folie 2). 
Die Rabobank Maashorst ist entstanden aus der Fusion von vormals acht 

selbständigen Banken und hatte zum Zeitpunkt des Einsatzes der Balanced 
Scorecard 180 Mitarbeiter in neun Niederlassungen und einer Zentrale. Die 
Bilanzsumme belief sich auf ca. 1,2 Mrd. Gulden. Die Gründe für den Einsatz 
der Balanced Scorecard waren wie folgt: 
• „operationelle Integration abgerundet, 
• Resultate der SWOT-Analyse, 
• zu wenig Kommunikation zwischen den Abteilungen, 
• eindeutige Richtung nicht klar, 
• Steuerung auf allen Niveaus nicht klar, 
• viele unterschiedliche Kulturen, 
• auseinanderlaufende persönliche Ambitionen und Unternehmensinteres-

sen.“ (Hermans 2000: Folie 3). 
Unter aktiver Einbeziehung von Mitarbeitern und Kunden (Mitgliedern) wur-
de vom Management mit Hilfe der Balanced Scorecard nach Wegen gesucht, 
um die Bank entsprechend den Vorstellungen dieser drei Stakeholder-Gruppen 
gezielt zu positionieren und die Zufriedenheit mit der Bank in allen drei Grup-
pen zu erhöhen. Nach Aussagen des Vorstands ist dies auch erreicht worden, 
da die Kundenzufriedenheit von knapp über 50 % auf ca. 70 % stieg, der An-
teil der zufriedenen Mitarbeiter von 87 % auf 100 % anwuchs und auch ein 
deutlicher Produktivitätssprung zu verzeichnen war. 
 Ein Mitglieder-Qualitätsmanagement lässt sich, so kann aus den Erfahrun-
gen der Rabobank Maashorst gefolgert werden, ohne Einbeziehung der Mit-
glieder nicht sinnvoll aufbauen. Dies führt zu einer ebenso simplen wie viel-
fach vernachlässigten Erkenntnis: „Wenn ich wissen will, was die Mitglieder 
wollen, muss ich sie fragen!“ Eine gezielte Befragung der Mitglieder – wie es 
konzeptionell als Kundenbefragung im kommerziellen Bereich durchaus üb-
lich ist – kann relevante Erkenntnisse sowohl für den Absatz der Produkte 
und/oder Dienstleistungen als auch für die Festlegung der Inhalte des Förder-
plans bringen. 
 Ähnlich gilt dies für die Interessen der Mitglieder als Eigenkapitalgebern 
der Genossenschaft: Auch zur Wahrung der „Co-operative Investor Relations“ 
kann ein bewusstes Mitglieder-Qualitätsmanagement beitragen und so die Mit-
glieder als Kunden und als Eigenkapitalgeber binden. 

5. Erklärungsansatz: Die Verteilung von Handlungsrechten in einer 
Großgenossenschaft 

Angesichts der obigen Ausführungen stellt sich die Frage, warum die ur-
sprünglich bei Kleingenossenschaften automatisch vorhandenen Informatio-
nen über Mitglieder(förder)interessen im Zuge des Wachstums der Genossen-
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schaft verloren gegangen zu sein scheinen und – wichtiger noch – warum die-
se Problematik trotz teilweise seit Jahrzehnten vorhandener Lösungsansätze 
weiterhin beobachtbar ist. Dazu soll im Folgenden unter Heranziehung der 
Analyseinstrumente des Property Rights-Ansatzes ein genauerer Blick auf die 
Entwicklung der großen Genossenschaften geworfen werden.19 Die nachfol-
genden Ausführungen beziehen sich inhaltlich auf Genossenschaften in der 
Rechtsform der eG; bei Genossenschaften in anderen Rechtsformen kann es 
tendenziell zu einer anderen Gestaltung der Handlungsrechte kommen. 
 Um die Verteilung der Handlungsrechte in einer Genossenschaft beurteilen 
zu können, ist es erforderlich, die vier Bereiche von Rechtebündeln (Nutzung, 
Einbehaltung der Erträge, Veränderung von Form und Substanz sowie einver-
nehmliche Überlassung der Ressource an Dritte) einer genaueren Betrachtung 
zu unterwerfen. 

Schaut man auf die vier Bereiche von Handlungsrechtebündeln, so wird 
deutlich, dass die Rechte bezüglich der Nutzung einer Ressource im Wesentli-
chen dem Vorstand zustehen. In dieser Hinsicht unterscheidet sich die Genos-
senschaft nur wenig von anderen Unternehmen, insbesondere Kapitalgesell-
schaften. Aufgabe des Managements ist es grundsätzlich, die Ressourcen auf 
bestmögliche Art und Weise zur Förderung der Mitglieder einzusetzen. 

Die Rechte hinsichtlich der Einbehaltung der Erträge stehen – zumindest 
formal – der Mitglieder- oder der Vertreterversammlung zu. Denn in deut-
schen Genossenschaften obliegt die formale Feststellung des Jahresabschlus-
ses und die Beschlussfassung über die Gewinnverwendung diesem Genossen-
schaftsorgan (§ 48 Abs. 1 GenG) (Lang et al. 1997: 771ff.). Der Vorstand legt 
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung vor, aber der Mitgliederversamm-
lung steht das Recht zu, diesen Entwurf zu verändern. 

Die Rechte hinsichtlich der Veränderung von Form und Substanz der Res-
source „Genossenschaft“ stehen unterschiedlichen Organen zu. Gemäß dem 
deutschen Genossenschaftsgesetz muss die Genossenschaft Förderleistungen 
für ihre Mitglieder erbringen. In dieser Hinsicht darf weder die Mitgliederver-
sammlung noch Aufsichtsrat oder Vorstand die Substanz der Genossenschaft 
verändern. Falls eine derartig weitgehende Veränderung der Substanz beab-
sichtigt ist, muss die Genossenschaft in eine andere Unternehmens- und 
Rechtsform umgewandelt werden. Unterhalb dieser wesensbestimmenden E-
bene darf die Mitgliederversammlung allerdings Form und Substanz der Ge-
nossenschaft verändern, insbesondere hinsichtlich ihrer „Vereinsdimension“. 
Hinsichtlich der „Unternehmensdimension“ existiert eine dreistufige Hierar-
chie innerhalb der Genossenschaft: Der Vorstand darf kleinere Veränderungen 
bei Form und Substanz bewirken, während dem Aufsichtsrat das Recht zur 
Genehmigung größerer Veränderung zusteht. Die wichtigsten, das Unterneh-

                                           
19  Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf Kramer (2002b). 
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men am stärksten betreffenden Veränderungen müssen hingegen durch die 
Mitglieder- oder die Vertreterversammlung beschlossen werden. 

Die Rechte hinsichtlich der Überlassung der Genossenschaft an Dritte ste-
hen ausschließlich der Mitglieder- bzw. Vertreterversammlung zu, da eine sol-
che Entscheidung von größter Bedeutung für die zukünftige Entwicklung der 
Genossenschaft ist. Aus diesem Grunde ist sie von den Eigentümern, den Mit-
gliedern der Genossenschaft, zu treffen. 

Wenngleich die Verteilung der Handlungsrechte in einer deutschen Genos-
senschaft aufgrund des Genossenschaftsgesetzes (und in geringerem Maße 
aufgrund von Satzungsbestimmungen) relativ genau spezifiziert ist, bestehen 
dennoch zahlreiche Probleme hinsichtlich der Verteilung ebenso wie hinsicht-
lich der durch diese Verteilung bewirkten Verdünnung der Rechtebündel. Ei-
nige dieser Probleme sind direkt auf das Genossenschaftsgesetz selbst zurück-
zuführen, während andere aus dem de-facto-Verzicht auf die Durchsetzung 
bestimmter Rechte resultieren. All diese Probleme haben tendenziell Auswir-
kungen auf die vier wesensbestimmenden Merkmale einer eingetragenen Ge-
nossenschaft: 
1. Den Förderauftrag, 
2. das Identitätsprinzip, 
3. das Demokratieprinzip und 
4. das Solidaritätsprinzip (Flieger 1996: 20ff.; Kramer 1999: 166-181). 
Diese sollen daher nachfolgend einer genaueren Analyse aus Sicht des Proper-
ty-Rights-Ansatzes unterzogen werden. 

5.1. Der Förderauftrag 

Jede Genossenschaft ist gegenüber ihren Mitgliedern in der Pflicht, den För-
derauftrag zu erfüllen. Die Hauptschwierigkeit besteht dabei – wie oben be-
reits ausführlich diskutiert – in der genauen Festlegung und Bestimmung die-
ses Auftrags. Von besonderem Interesse ist vor diesem Hintergrund die de-
facto-Verteilung der Handlungsrechte. Denn grundsätzlich stellt sich die Fra-
ge, warum die ebenfalls weiter oben vorgestellten Instrumente, die die Erfül-
lung des Förderauftrags erleichtern würden, in der Praxis noch nicht umgesetzt 
worden sind. 

Ursächlich dafür dürfte der Umstand sein, dass die Rechtebündel hinsicht-
lich der Nutzung der Ressource – spätestens seit 1973 – grundsätzlich dem 
Vorstand zugewiesen worden sind. Die Mitglieder haben dessen ungeachtet 
die Ziele vorzugeben, zu deren Erreichung die Ressourcen eingesetzt werden 
sollen, da es sich konzeptionell um eine Selbsthilfeorganisation handelt.  

Es ist eine nach wie vor offene Frage, ob das Setzen dieser Ziele konzeptio-
nell Bestandteil des Rechtebündels zur Nutzung der Ressourcen ist oder des 
Rechtebündels zur Einbehaltung der Erträge. Denn für beide Sichtweisen gilt 
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für den Fall, dass die Mitglieder die Ziele nicht festlegen, dass es ihnen nahezu 
unmöglich ist zu beurteilen, ob sie durch die Tätigkeit der Genossenschaft ge-
fördert worden sind oder nicht: Ohne Definition von Zielen kann nicht beur-
teilt werden, ob die Ziele erreicht wurden. 

In der genossenschaftlichen Theorie legen die Mitglieder der Genossen-
schaft fest, welche Ziele zu verfolgen sind. Dadurch definieren sie zugleich 
den Förderauftrag, der Vorstand und Aufsichtsrat bindet und die Genossen-
schaft entsprechend den Vorstellungen der Mitglieder positioniert. Erfahrun-
gen auf genossenschaftlichen Mitglieder- und Vertreterversammlungen offen-
baren hingegen, dass die Festlegung der Ziele einer Genossenschaft durch die 
Mitglieder keineswegs die übliche Vorgehensweise ist. Dies mag zwar in jun-
gen und/oder kleinen Genossenschaften anders aussehen, aber je weiter sich 
die Genossenschaften in ihrer Entwicklung vom Typus des Organwirtschaftli-
chen Kooperativs entfernt haben, desto seltener werden die Ziele durch die 
Mitglieder bestimmt. Dabei ist es von vergleichsweise untergeordneter Bedeu-
tung, ob sich die betreffende Genossenschaft zu einem Marktbeziehungsko-
operativ oder zu einer Integrierten Genossenschaft gewandelt hat. 

Die Probleme, die aus der Nicht-Definition der Ziele durch Mitglieder her-
rühren, lassen sich auch nicht dadurch beheben, dass ein anderes Organ der 
Genossenschaft an deren Stelle diese Aufgabe übernimmt. Denn hier machen 
sich mit großer Wahrscheinlichkeit Interessenunterschiede zwischen den Mit-
gliedern von Aufsichtsrat und Vorstand einerseits und den ‚einfachen’ Genos-
senschaftsmitgliedern andererseits bemerkbar. Geradezu klassische Beispiele 
sind das Einkommens- und Reputationsinteresse von Vorstand und Aufsichts-
rat,20 während die ‚einfachen’ Mitglieder stärker an den Leistungen einschließ-
lich Dividendenausschüttung und Rückvergütung interessiert sind. Diese Inte-
ressenunterschiede müssen nicht zwangsläufig auf egoistisches Verhalten der 
Mitglieder von Vorstand und Aufsichtsrat zurückzuführen sein, sondern kön-
nen beispielsweise auch aus Informationsvorsprüngen herrühren. 

Grundsätzlich lässt sich jedenfalls die Gefahr nicht leugnen, dass der För-
derauftrag ausgehöhlt werden könnte. Engels (1997: 675) sieht den Förderauf-
trag bereits heute als eine Leerformel an. Er stellt fest, dass alle bisherigen 
Versuche, das Konzept des Förderauftrags mit Leben zu füllen, gescheitert 
seien. Als Konsequenz hierauf wären die Property Rights hinsichtlich der in-
haltlichen Gestaltung des Förderauftrags dem Management übertragen worden 
– oder genauer gesagt, der Vorstand habe sie sich aktiv angeeignet. 

Wenngleich gegenüber Engels’ Argumentation gewisse Vorbehalte beste-
hen – so wird nicht einmal ansatzweise zwischen Genossenschaften unter-
schiedlicher Größe, Branche oder Entwicklungsstufe differenziert –, ist ihm 
durchaus darin zuzustimmen, dass eine Tendenz der Vorstände zur Aneignung 

                                           
20 Vgl. hierzu beispielsweise auch Lindenthal (2001). 
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der Rechte auf Festlegung der eigenen Zielvorgaben beobachtet werden kann. 
Die in der genossenschaftlichen Praxis zu beobachtenden Indizien deuten dar-
auf hin, dass diese Neigung im Einklang mit der Größe der Genossenschaft 
und der Zahl ihrer Mitglieder wächst. Am ausgeprägtesten scheint sie bei 
Marktbeziehungskooperativen zu sein, insbesondere dann, wenn die Mitglie-
derversammlung durch eine Vertreterversammlung abgelöst wurde. 

Solche beobachteten Entwicklungstendenzen lassen sich im Rahmen der 
Property Rights Theorie durch folgende Argumentation erklären: Dem einzel-
nen Mitglied stehen gerade in Marktbeziehungskooperativen lediglich derart 
ausgedünnte Rechtebündel zu, dass die bei ihrer Ausübung anfallenden Trans-
aktionskosten größer sind als die – möglicherweise zu erwartenden – Erträge. 

Die Plausibilität dieser Argumentation soll anhand eines praktischen Bei-
spiels dargelegt werden: Ein einfaches Mitglied einer Kreditgenossenschaft 
sieht sich am besten dadurch gefördert, dass die Bank für alle Mitglieder ein 
gebührenfreies Girokonto anbietet. Dies würde ihm – ceteris paribus – eine 
Förderleistung von ca. 180,- € pro Jahr bringen. Um diese Förderleistung im 
Förderauftrag zu verankern, müsste er: 
1. Idealerweise selbst Mitglied in der Vertreterversammlung werden, was vor-

aussetzt, dass er auf die entsprechende Vorschlagsliste gesetzt und gewählt 
wird. 

2. Auf jeden Fall die Mehrheit der Mitglieder der Vertreterversammlung über 
seinen Vorschlag informieren und davon überzeugen, dass diese durch ge-
bührenfreie Girokonten eine verbesserte Förderung erfahren als im status 
quo. Eine Kreditgenossenschaft hat im Durchschnitt ca. 9.500 Mitglieder, 
aus denen zwischen 100 und 200 Vertreter gewählt werden.21 Es wird unter-
stellt, dass dem Mitglied bei der Beschaffung der Namens- und Adressliste 
der Vertreter keine Kosten entstehen (z. B. Bekanntgabe im Geschäftsbe-
richt). Allein ein Rundschreiben an alle Vertreter kostet ihn zwischen 55,- 
und 110,- € an Porto, zuzüglich ca. 8,- € für Papier, Tinte etc. sowie Oppor-
tunitätskosten für die eigene Arbeitszeit von ca. 25,- €. Je nach Größe der 
Vertreterversammlung reduziert sich bereits durch den ersten Brief die zu 
erwartende Netto-Förderleistung von 180,- € auf 92,- € bis 37,- €. Hinzu 
kommen ggf. weitere Kosten für Telefonate mit den Vertretern sowie den 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern, jeweils verbunden mit Opportuni-
tätskosten für die eigene Arbeitszeit. Sollten diese nicht weiter spezifizier-
ten Kosten mehr als drei Stunden eigene Arbeitszeit sowie mehr als 17,- € 
für Telefon- und zusätzliche Portokosten umfassen, reduziert sich die Netto-
Förderleistung auf Null, beziehungsweise schlägt ins Negative um. Ursäch-

                                           
21  Ich danke dem Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. 

BVR, dem Genossenschaftsverband Hessen/Rheinland-Pfalz/Thüringen e. V. und dem 
Genossenschaftsverband Rheinland e. V. für die entsprechenden Informationen. 
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lich hierfür ist, dass die Transaktionskosten, die dem Mitglied entstehen, 
auch voll von diesem zu tragen sind. 

Hinzu kommt, dass die Einführung der Förderungsleistung „gebührenfreie Gi-
rokonten für Genossenschaftsmitglieder“ durchaus Auswirkungen auf die Er-
tragssituation der Bank hat – mit der Konsequenz, dass die ausgeschüttete Di-
vidende sinken wird. 

Das Zahlenbeispiel verdeutlicht die hohen Transaktionskosten, die einem 
Mitglied in einem Marktbeziehungskooperativ entstehen. Aus diesem Grund 
wird die Definition des Förderauftrags gewissermaßen zum Gemeineigentum, 
das auf informelle Weise durch jene Gruppe angeeignet wird, deren Kosten-
Nutzen-Verhältnis am günstigsten ausfällt. Die Gruppe innerhalb der Genos-
senschaft, bei der die niedrigsten Transaktionskosten anfallen, dürfte in der 
Regel der Vorstand sein. Zugleich besteht hier die größte Chance für Transak-
tionsgewinne.  

Die Transaktionskosten sind beim Vorstand relativ niedrig, weil die Mit-
gliedergruppe klein ist, sich am selben Ort befindet und regelmäßig zusam-
mentrifft. Die Zahl der Vorstandsmitglieder von Genossenschaftsbanken dürf-
te nur in Ausnahmefällen über 10 liegen. Außerdem haben die Vorstandsmit-
glieder noch den Vorteil überlegener Informationsgewinne. Zugleich werden 
die anfallenden Kosten i. d. R. nicht von den Vorstandsmitgliedern selbst ge-
tragen, sondern als Aufwand über die Gewinn- und Verlustrechnung auf die 
Gemeinschaft aller Genossenschaftsmitglieder überwälzt.  

Gleichzeitig sind die bei ihnen zu erwartenden Vorteile aufgrund eines 
nicht definierten Förderauftrags am größten, da die Kontrolle – sowohl des 
Vorstands als auch des Förderauftrags – durch die anderen Genossenschaftsor-
gane zumindest erschwert wird. Wird der Förderauftrag sogar direkt durch den 
Vorstand definiert, ist dieser in der für ihn außerordentlich günstigen Situa-
tion, festlegen zu können, anhand welchen Maßstabs er die Qualität seiner Ar-
beit messen lassen will. In beiden Fällen werden die formalrechtlich den Ge-
nossenschaftsmitgliedern zustehenden Rechte durch den Vorstand angeeignet 
mit der Konsequenz, dass die bei den Mitgliedern verbliebenen Rechtebündel 
weiter ausgedünnt werden, während der Umfang der beim Vorstand liegenden 
Rechtebündel wächst. 

Beleg für eine derartige Entwicklung ist der Umstand, dass die Verteilung 
der Handlungsrechte gemäß § 27 Abs. 1 GenG, wie sie im Zuge der Gesetzes-
novellierung 1973 festgelegt worden ist, auf die Initiative der Fachmanager 
aus großen Genossenschaften zurückgeführt werden kann (Lenfers 1994: 68f). 
Der Paragraph in seiner heutigen Formulierung legt fest, dass dem Vorstand 
das Recht zusteht, die Genossenschaft in eigener Verantwortung zu leiten, be-
grenzt lediglich durch die Bestimmungen der Satzung (Hettrich et al. 2001: 
147). 

Waren die Transaktionskosten beim Engagement von Genossenschaftsmit-
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gliedern bereits vorher nicht gerade niedrig, so sind sie nun fast im Bereich 
des Prohibitiven angelangt, zumindest in jenen Genossenschaften mit einer 
hohen Mitgliederzahl. Da es in den meisten Genossenschaften mit mehr als 
1.500 Mitgliedern keine Mitgliederversammlung mehr gibt, sondern eine Ver-
treterversammlung an ihre Stelle getreten ist, sind die Transaktionskosten für 
ein einfaches Mitglied deutlich gestiegen. Die Möglichkeiten eines einfachen 
Mitglieds, den Kurs der Genossenschaft zu beeinflussen, sind deutlich gesun-
ken, wenn das Mitglied sich nicht einmal auf der Versammlung äußern kann. 
Hinzu kommt, dass in vielen Genossenschaften mit Vertreterversammlung die 
Wahllisten für dieses Gremium ebenso wie für den Aufsichtsrat unter enger 
Einbindung des Vorstandes aufgestellt werden. Die Wahlchancen für Mitglie-
der, die die ihnen per Gesetz zustehenden Rechtebündel ausüben wollen – und 
dies bereits signalisiert haben – werden dadurch nicht gesteigert, da sie aus 
Sicht des Vorstands eine Beschneidung zwar nicht der zugewiesenen, aber 
zumindest der angeeigneten Rechtebündel befürchten lassen. 

Als nächstes gilt es, die Rechte hinsichtlich der Aneignung der Erträge zu 
beleuchten. Hier hat Engels (1997: 676) auf einen weiteren Problembereich 
hingewiesen. Er hebt hervor, dass das Anwachsen der Eigenkapitalbestandteile 
außerhalb des durch die Mitglieder gezeichneten Kapitals (Kapitalrücklagen, 
Ergebnisrücklagen und insbesondere die stillen Reserven) tendenziell den Ein-
fluss und die wirtschaftliche Bedeutung der Genossenschaftsmitglieder 
schrumpfen lässt. Während dem Genossenschaftsmitglied zwar die Rechte an 
dem gezeichneten Kapital zustehen und er daher nach Kündigung und Einhal-
tung der Kündigungsfrist diesen Teil des Eigenkapitals abziehen kann, sieht es 
bei den anderen Bestandteilen des Eigenkapitals anders aus. Unabhängig da-
von, ob die Höhe dieser Eigenkapitalbestandteile dem Mitglied bekannt sind 
(Rücklagen) oder nicht (stille Reserven), sie sind auf jeden Fall seinem Ein-
fluss entzogen. So lange die Genossenschaft nicht zur Liquidation ansteht, lie-
gen – unter Beachtung gesetzlicher Rahmenvorgaben – die Handlungsrechte 
bezüglich dieser finanziellen Ressourcen weitestgehend beim Vorstand.  

Dies beinhaltet in erster Linie die Nutzungsrechte, umfasst aber auch die 
anderen, hier tendenziell weniger bedeutsamen Rechtebündel. Den Mitglie-
dern stehen gegebenenfalls lediglich Rechte aus dem dritten oben genannten 
Rechtebündel zu, der „Veränderung von Form und Substanz“. Dies kann hier 
im Sinne einer Volumensveränderung dieser Ressource interpretiert werden: 
Ihre Rechte wachsen, wenn es ihnen gelingt, Teile der Rücklagen in gezeich-
netes Kapital umzuwandeln, d. h. die Anteile aus der Substanz aufzustocken. 
Die Entscheidungen über die Wahrnehmung der zustehenden Rechte werden 
aber in der Regel auf Grund von Vorstandsempfehlungen getroffen und sind 
somit beeinflusst vom Informationsvorsprung dieses Organs. Hinzu kommt, 
dass bei einer Reduzierung des Rücklagenvolumens gesetzliche Vorbehalte zu 
berücksichtigen sind. Ein wesentlicher Teil dieses spezifischen Rechtebündels 
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befindet sich aufgrund gesetzlicher Vorschriften über die Kapitalrücklage also 
nicht im Verfügungsbereich der Mitglieder. 

Noch umfassender sind die Handlungsrechte des Vorstands bei den stillen 
Reserven, da ihm im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben nicht nur die Rechte 
über Bildung und Auflösung dieser Reserven zustehen, sondern die Mitglieder 
selbst gar nicht über Existenz und Höhe dieser Ressourcen informiert sind. 
Eine Zwischenstellung nimmt hier der Aufsichtsrat ein, der aufgrund seiner 
Informationsrechte grundsätzlich Kenntnis von diesen Mitteln hat.  

Für den Fall des Ausscheidens eines Mitglieds aus der Genossenschaft steht 
ihm kein Anspruch auf anteilige Auszahlung dieser Kapitalbestandteile zu 
(Engels 1997: 676). Dies bedeutet in wirtschaftlicher Hinsicht, dass jede Ent-
scheidung der Mitgliederversammlung über die Aufstockung der Rücklagen 
inhaltlich den dauerhaften Verzicht auf diesen Teil der erwirtschafteten Erträ-
ge bedeutet. Solange die Genossenschaft nicht zur Liquidation ansteht, sind 
die zugewiesenen Gewinnanteile ebenso wie das Rücklagenvolumen insge-
samt ihrem Einfluss entzogen. Dies gilt grundsätzlich auch für den Fall, dass 
Verluste erwirtschaftet worden sind; zwar besteht dann unter bestimmten Be-
dingungen die Möglichkeit des Rückgriffs auf die Rücklagen, allerdings nur 
zum Auffangen der Verluste.  

Vom Standpunkt der Property-Rights-Theorie aus betrachtet bedeutet dies 
einen ebenso bewussten wie dauerhaften Verzicht auf bestimmte Rechte, wo-
bei keineswegs klar ist, was die Mitglieder als Gegenwert für diesen Verzicht 
erhalten.  

Wenn der Förderauftrag wohl definiert ist und auch seitens des Vorstands 
beachtet wird, ist die materielle Bedeutung dieses Rechtsverzichts von ver-
gleichsweise geringer Bedeutung. In diesem Fall wird den Mitgliedern auf 
Grund der verbesserten Kapitalausstattung ihrer Genossenschaft in der Regel 
auch eine deutlich verbesserte Förderleistung zufließen können. Ist hingegen 
der Förderauftrag nicht klar formuliert, erhalten die Mitglieder für ihren 
Rechtsverzicht keine Gegenleistung. Sie verzichten aufgrund von Vorstands-
empfehlungen auf ihnen zustehende Erträge – und damit auf Rechte an Res-
sourcen. 

Die Rechte zur Veränderung von Form und Substanz der Genossenschaft 
scheinen insgesamt von eher untergeordneter Bedeutung zu sein. Aus diesem 
Grunde fällt es schwer, nennenswerte Probleme in dieser Hinsicht zu identifi-
zieren. Grundsätzlich ist allerdings darauf hinzuweisen, dass auch etwaige 
Entscheidungen über hier bestehende Rechtebündel – wie weiter oben bereits 
gezeigt – in der Regel auf Vorstandsempfehlungen zurückzuführen sind. Das 
Recht zum Vorschlag von Entscheidungen hinsichtlich der Veränderung von 
Form und Substanz liegt zwar formal bei jedem einzelnen Mitglied, aber auf-
grund des Informationsvorsprungs der Vorstands- und der Aufsichtsratsmit-
glieder kann hier materiell nicht von einer gleichmäßigen Verteilung dieses 
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Rechts gesprochen werden. 
Beispielhaft zeigt sich dies im Bereich der Kreditgenossenschaften, wo seit 

Jahrzehnten geradezu eine Welle der Form- und Substanzveränderung zu beo-
bachten ist, nämlich in Zusammenhang mit den vielfach durchgeführten Fusio-
nen einerseits. Aber auch die Abgabe des Warengeschäfts bei vielen Raiffei-
sengenossenschaften andererseits ist ein entsprechendes Signal. Diese Ent-
wicklung wird sich, soweit derzeit abzusehen ist, auch in der Zukunft weiter 
fortsetzen. Eine Ad hoc-Beurteilung der Auswirkung auf die Rechtebündel der 
Mitglieder gestaltet sich schwierig, so dass an dieser Stelle Forschungsbedarf 
festzustellen ist. Grundsätzlich lässt sich aber festhalten, dass sowohl Fusions- 
als auch Abgabeentscheidungen vom Vorstand vorbereitet werden, bevor sie 
dem Aufsichtsrat und anschließend der Mitgliederversammlung vorgestellt 
werden. Auch hier ist das Vorschlagsrecht – wiederum aufgrund der Informa-
tionsvorsprünge der Vorstandsmitglieder – keinesfalls gleich verteilt. 

Das vierte Rechtebündel betrifft die Rechte hinsichtlich der einvernehmli-
chen Überlassung der Ressource an Dritte. Dabei gilt es, zwischen zwei unter-
schiedlichen Aspekten zu differenzieren. Auf der einen Seite sind hier die 
Rechte des Genossenschaftsmitglieds angesprochen, seinen Anteil einem Drit-
ten zu überlassen oder zu übertragen. Auf der anderen Seite geht es um die 
Möglichkeit, die Genossenschaft selbst zu überlassen oder zu übertragen. 

Engels konzentriert sich in seinen Ausführungen ausschließlich auf den ers-
ten Aspekt. Dabei gelangt er zu der Ansicht, dass das Genossenschaftsgesetz 
selbst für eine schwerwiegende Verdünnung der Handlungsrechte verantwort-
lich ist. Er stellt fest, dass der einzige Weg für ein Genossenschaftsmitglied 
zum Ausscheiden die Kündigung der Mitgliedschaft sei. Diese sei verbunden 
mit der Rückgabe des Genossenschaftsanteils und mit der Auszahlung des ent-
sprechenden Nominalgegenwertes.  

Nach Engels (1997: 676) führt diese Verdünnung der Handlungsrechte von 
Mitgliedern dazu, dass die Handlungsrechte des Vorstands ein weiteres Mal 
gestärkt würden. Er verweist auf das Fehlen eines Sekundärmarktes für Ge-
nossenschaftsanteile und erkennt dabei den eher geringen Bedarf für einen 
derartigen institutionalisierten Markt nicht: Schließlich haben die aktuellen 
Mitglieder einer Genossenschaft grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Mit-
gliedschaft zu kündigen und den Nominalwert ihrer Mitgliedschaftsanteile zu-
rückzuerhalten. Gleichzeitig sind potentielle neue Mitglieder nicht darauf an-
gewiesen, die Mitgliedschaft über einen Markt zu erwerben, sondern können 
diese einfach beantragen – vorausgesetzt, dass sie die ggf. erforderlichen Vor-
aussetzungen erfüllen (so ist zum Beispiel der Besitz eines Weinbergs Voraus-
setzung für die Mitgliedschaft in einer Winzergenossenschaft und die sinnvol-
le Nutzung von deren Förderleistungen). 

Engels behauptet, dass diese Gesetzesvorschriften es dem Vorstand einer 
Genossenschaft erlauben, sich die Mitglieder gemäß der eigenen Vorstellun-
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gen auszuwählen: Unwillkommene Mitglieder könnten aus der Genossen-
schaft herausgedrängt werden, während gewünschte Mitglieder gezielt herein-
geholt werden könnten. Zugegebenermaßen sind die Möglichkeiten für eine 
derartige Vorgehensweise vorhanden, allerdings erwähnt Engels keinerlei em-
pirische Belege für seine Ansicht. Dem Verfasser sind trotz langjähriger guter 
Kenntnis des deutschen Genossenschaftswesens keine derartigen Vorgänge 
bekannt geworden. 

Nichts desto trotz ist Engels dahingehend zuzustimmen, dass sich die Hand-
lungsrechtebündel eines Genossenschaftsmitglieds sowohl hinsichtlich ihres 
Umfangs als auch hinsichtlich ihrer Zusammensetzung von denen eines Aktio-
närs unterscheiden. Ob dies tatsächlich auf einer stärkeren Verdünnung dieser 
Rechte beruht, wie Engels behauptet, oder lediglich auf einer anderen Gestal-
tung sei an dieser Stelle dahin gestellt. Denn wieder einmal ist das identitäts-
bestimmende Merkmal einer Genossenschaft, nämlich ihr Förderauftrag, von 
entscheidender Bedeutung. Wenn der Förderauftrag erfüllt wird, sind etwaige 
sich aus der Zusammensetzung des Handlungsrechtebündels für die Mitglieder 
ergebende Nachteile von eher untergeordneter Bedeutung. Wird der Förder-
auftrag hingegen nicht erfüllt – wofür es zahlreiche Hinweise aufgrund ein-
schlägiger wissenschaftlicher Forschung und mindestens ebenso viele Belege 
im Wirtschaftsleben gibt –, dann sind die Nachteile für die Mitglieder äußerst 
schwerwiegend. 

5.2. Das Identitätsprinzip 

Unter dem Identitätsprinzip ist zu verstehen, dass theoretisch alle Mitglieder 
der Genossenschaft zugleich identisch sind mit einer genau definierten Gruppe 
von Geschäftspartnern. Diese genossenschaftlichen Geschäftspartner können 
entweder Kunden sein, sowohl auf der Angebotsseite (z. B. bei Verkaufsge-
nossenschaften, Molkereigenossenschaften, Winzergenossenschaften) als auch 
auf der Nachfrageseite (z. B. Konsumgenossenschaften, Wohnungsgenossen-
schaften, Kreditgenossenschaften) oder aber Arbeitnehmer (z. B. Produktiv-
genossenschaften).  

In manchen Genossenschaften, z. B. bei Molkereien, führt dies dazu, dass 
die Anzahl der zu zeichnenden Geschäftsanteile korrespondiert mit dem tat-
sächlichen oder wahrscheinlichen Umsatzvolumen des Mitglieds mit seiner 
Genossenschaft. Ein Mitglied mit 100 Kühen würde dann doppelt so viele An-
teile zu zeichnen haben wie ein Mitglied mit nur 50 Kühen. Gleichzeitig kann 
sich das Umsatzvolumen dann auch in der gewährten Rückvergütung auswir-
ken.  

Aus diesen Gründen lässt sich theoretisch annehmen, dass der Einfluss, den 
die Handlungsrechtebündel der Mitglieder verkörpern, in gleicher Weise aus 
ihrer kapitalmäßigen Beteiligung an der Genossenschaft als auch aus ihrem 



 32 

Umsatz mit der Genossenschaft resultiert.22 
Die Realität zeigt jedoch, dass dieses theoretische Modell derzeit nur bei 

wenigen Ausnahmegenossenschaften auch tatsächlich anzutreffen ist. Dabei 
handelt es sich übrigens zumeist um Absatzgenossenschaften wie Molkerei- 
oder Winzergenossenschaften. Für die Mehrzahl der Genossenschaften gilt 
hingegen, dass das Nicht-Mitgliedergeschäft durchaus üblich geworden ist.23 

Die Handlungsrechte der Mitglieder werden durch diese Entwicklung 
durchaus deutlich beeinflusst, da die Umsätze mit Nicht-Mitgliedern tenden-
ziell die wirtschaftliche Bedeutung der Mitglieder reduzieren. Während die 
Handlungsrechte formal betrachtet gleich bleiben, werden sie in wirtschaftli-
cher Hinsicht abgewertet. Je mehr Umsätze auf den Bereich des Nicht-
Mitgliedergeschäfts entfallen, desto geringer wird die wirtschaftliche Bedeu-
tung der Mitglieder. Durch das Nichtmitgliedergeschäft findet somit tenden-
ziell eine Verdünnung der Handlungsrechtebündel der Mitglieder statt: Der 
aus dem Umsatz mit der Genossenschaft resultierende Einfluss auf die Ge-
schäftstätigkeit des Unternehmens wird von den Mitgliedern zu den Nicht-
Mitgliedern verlagert.  

Dies führt nicht nur zu einer gesteigerten Aufmerksamkeit, die der Vor-
stand dem Nicht-Mitgliedergeschäft widmet, sondern kann sogar die Um-
wandlung der Genossenschaft in ein kommerziell ausgerichtetes Unternehmen 
einleiten. Alternativ ist allerdings auch der wirtschaftliche Zusammenbruch 
der Genossenschaft denkbar – beispielsweise aufgrund fehlender Anreize, be-
nötigtes Eigenkapital bereit zu stellen. Die deutlichsten Beispiele für beide 
„Bedrohungsszenarien“ finden sich bei den Konsum- und den Kreditgenos-
senschaften. Sowohl die ursprüngliche Umwandlung als auch der spätere Zu-
sammenbruch der CO OP AG oder der Volksbank Essen AG können hier als 
Beleg dienen. Beide Entwicklungsvarianten berühren übrigens nicht nur das 
Identitätsprinzip, sondern wirken sich auch auf die Verpflichtung zur Mitglie-
derförderung negativ aus: Kommerziell orientierte Unternehmen unterliegen 
keiner Förderverpflichtung mehr, sondern orientieren sich alternativ am Ge-
winn oder dem Shareholder Value. Insolvente Unternehmen scheiden aus dem 
Markt aus und können dann keine Förderleistung mehr erbringen. 

Andererseits ließe sich grundsätzlich dahingehend argumentieren, dass 
durch das Nicht-Mitgliedergeschäft überhaupt erst eine Förderung der Mit-
glieder möglich wird oder zumindest eine verbesserte Förderung realisiert 
werden kann. Betriebswirtschaftlich wäre dies beispielsweise dann der Fall, 

                                           
22 In diesem Zusammenhang soll eine etwaig bestehende Differenz zwischen dem Kapital-

anteil einerseits und dem Umsatzanteil andererseits vernachlässigt werden, obwohl der-
artige Unterschiede in der Realität durchaus beobachtbar sind. 

23 Zur Bedeutung des Nicht-Mitgliedergeschäfts für die Ähnlichkeit zwischen einer Ge-
nossenschaft und kommerziell ausgerichteten Gewerbebetrieben vgl. Peter (1934: 28-
31). 
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wenn durch die Aufnahme des Nicht-Mitgliedergeschäfts eine bessere Auslas-
tung der vorhandenen Ressourcen ermöglicht würde.24 Dies würde aus Sicht 
der Property-Rights-Theorie bedeuten, dass es durch die Aufnahme bzw. die 
Ausdehnung von Nicht-Mitgliedergeschäften nicht zu einer Ausdünnung, son-
dern lediglich zu einer Umgestaltung – und möglicherweise sogar einer Stär-
kung – der Handlungsrechte der Mitglieder käme. Sofern dieser Effekt tat-
sächlich zum Tragen kommt, dürfte am ehesten noch eine Stärkung der Rech-
tebündel hinsichtlich der Aneignung der Erträge davon zu erwarten sein – 
konkret in der Steigerung der erwirtschafteten und zur Ausschüttung zur Ver-
fügung stehenden Erträge. 

5.3. Das Demokratieprinzip 

Hinsichtlich des Demokratieprinzips dürfte grundsätzlich vermutet werden, 
dass alle Mitglieder den gleichen Einfluss auf die Angelegenheiten der Genos-
senschaft haben, wie es gemäß dem Grundsatz „eine Person, eine Stimme“ zu 
erwarten wäre. Die Genossenschaftswirklichkeit bietet jedoch ein anderes 
Bild. 

Das Demokratieprinzip hat aufgrund von zwei Entwicklungen in den Ge-
nossenschaften erheblich an Bedeutung verloren. Zum einen schreibt das deut-
sche Genossenschaftsgesetz eine verpflichtende Hierarchie von mindestens 
drei, in vielen Fällen sogar von vier Stufen vor: 
1. Vorstand, 
2. Aufsichtsrat, 
3. Mitgliederversammlung oder Vertreterversammlung, 
4. einfache Mitglieder (im Falle einer Vertreterversammlung). 
Wenngleich all diese Hierarchiestufen ausnahmslos von Genossenschaftsmit-
gliedern besetzt sind, unterscheiden sich doch die jeweils zugewiesenen Hand-
lungsrechte gravierend. Dies spiegelt sich in dem unterschiedlichen formalen 
wie auch tatsächlichen Einfluss und insbesondere im unterschiedlichen Zu-
gang zu Informationen wider – und beruht ursächlich vorwiegend auf der sehr 
ungleichmäßigen Verteilung des Rechtebündels zur Nutzung der Ressource, 
die auch den Zugang zu Informationen beinhaltet. Im Ergebnis lassen sich in 
der Genossenschaftswirklichkeit Schwächen bei der Überwachung und der 

                                           
24 Vgl. hierzu beispielsweise Ringle (1996: 4, 9; 1997: 23-24). Der praktische Einsatz die-

ser Argumentationsstrategie war insbesondere in den 1970er Jahren bei den Kreditge-
nossenschaften festzustellen, die während dieser Zeit massiv das Nicht-Mitglieder-
geschäft mit der Begründung ausbauten, so den Mitgliedern Größen- und Skalenvorteile 
(economies of size and scale) zu verschaffen. Nach Kenntnis des Verfassers ist die Trag-
fähigkeit dieser Argumentation allerdings noch nicht empirisch überprüft worden. Eine 
Darstellung verschiedener Anzeichen für die abnehmende Bedeutung von Mitgliedern 
findet sich bei Ringle (1999: 5-12). 
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Kontrolle beobachten (Kramer 1997: 29-34).25 
Der demokratische Einfluss von Genossenschaftsmitgliedern, den sie mit 

Hilfe ihrer Handlungsrechtebündel ausüben können, wird per Gesetz sehr 
stark vorbestimmt und hängt in großem Maße von ihrer Position innerhalb der 
formalen Hierarchie ab. Eine Verdünnung der Handlungsrechtebündel allein 
aufgrund gesetzlicher Vorgaben ist augenscheinlich. 

Zum anderen findet diese rechtlich bedingte Gestaltung der Rechtebündel 
ihre Entsprechung in den Erkenntnissen der Organisationstheorie. Wie Boett-
cher (1974: 59ff.) hervorhebt, ist es nahezu unmöglich, irgendeine Art von 
Organisation mit mehr als einer sehr kleinen Anzahl von Mitgliedern effizient 
zu führen, wenn den Mitgliedern ein Veto-Recht zusteht. Größere Organisati-
onen erfordern de facto irgendeine Form von Hierarchie, um zumindest ein 
Mindestmaß an Effizienz gewährleisten zu können.26 Vor diesem Hintergrund 
lässt sich eine Ungleichverteilung des demokratischen Einflusses – hier ver-
standen als eine ungleiche Gestaltung der Handlungsrechtebündel aller Mit-
glieder – nicht vermeiden. 

Das Verständnis des Demokratieprinzips im Sinne einer absoluten demo-
kratischen Gleichheit aller Mitglieder ist vor diesem Hintergrund als uto-
pisch27 zu verwerfen. Die in Genossenschaften realisierte Demokratie kann – 
gerade vor dem Hintergrund der organisationsrechtlichen Anforderungen des 
Genossenschaftsgesetzes – lediglich eine repräsentative Demokratie sein. 
Konsequenterweise bedeutet eine in diesem Sinne „unvollendete“ genossen-
schaftliche Demokratie, dass notwendigerweise eine Art „Gewaltenteilung“ – 
zumindest in Form angemessener Kontroll- und Überwachungsmechanismen 
erstens etabliert und zweitens gelebt werden muss. Mindestanforderung an ein 
derartiges System ist es, ungewollten und ungerechtfertigten Einfluss einzel-
ner Mitglieder bzw. einzelner Organe innerhalb der Genossenschaft zu verhin-
dern. Dies erfordert eine angemessene organisatorische Lösung durch entspre-
chende Zusammensetzung der Rechtebündel auf den verschiedenen Organ-
ebenen. Die oben diskutierte derzeitige Gestaltung erfüllt diese Voraussetzung 
nur bedingt. 

5.4. Das Solidaritätsprinzip 

Zu untersuchen bleibt nun noch das Solidaritätsprinzip. Hier gestaltet sich die 
                                           
25 Empirische Belege für die Defizite im Kontroll- und Überwachungssystem von Kredit-

genossenschaften finden sich bei Dülfer und Kramer (1991). 
26 Unter Effizienz wird in diesem Zusammenhang eine ressourcenorientierte Wirksamkeit 

verstanden. Zu den verschiedenen Dimensionen der Wirtschaftlichkeit siehe beispiels-
weise Kramer (2002c: 61f). 

27 „Utopisch“ wird hier verstanden im Sinne einer rein subjektiven Utopie, die nach En-
gelhardt (2001a: 94) dadurch gekennzeichnet ist, dass sie „fast ohne Beachtung der Rea-
lität“ ist. 
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Analyse der Zuweisung von bzw. Verdünnung der Handlungsrechtebündel al-
lerdings in besonderer Weise problematisch. Dies resultiert im Wesentlichen 
aus dem Umstand, dass das Solidaritätsprinzip – dessen Aufnahme unter die 
vier wesensbestimmenden Merkmale einer Genossenschaft auf Flieger (1996: 
20ff) und die Ausführungen Engelhardts (2001a: 143-144; 2001b: 258) zu den 
freigemeinnützigen Wesenszügen früher Genossenschaften zurückzuführen ist 
– bei aller Nachvollziehbarkeit seiner Bedeutung hinsichtlich seiner Inhalte 
ziemlich unscharf und verschwommen wirkt. Eine genauere Analyse dieses 
auch nach Meinung des Verfassers durchaus relevanten Genossenschaftsprin-
zips bedarf zunächst der Klärung einiger grundlegender Fragen wie: Wer soll 
der Empfänger der Solidarleistungen sein? Auf welche Art und Weise soll die 
Solidarität ausgeübt werden? Wie lässt sich die Solidarität grundsätzlich aber 
auch bei spezifischen Genossenschaften messen? Inwieweit hat sich die Soli-
darität im Zeitablauf verändert? Stehen aktuell Veränderungen bevor? 

Aus diesen Gründen ist es sehr schwierig festzustellen, ob das Solidaritäts-
prinzip in Genossenschaften überhaupt beachtet wird, und wenn ja, wie dann 
die Beziehung zwischen Handlungsrechtebündeln und Solidaritätsprinzip ges-
taltet worden ist. 

Unabhängig von diesen eher generellen Anmerkungen existieren einige 
Beispiele, die die hier bestehenden Schwierigkeiten etwas erhellen. So zeigt 
sich beispielsweise bei Bezugs- und Liefergenossenschaften, dass diese in der 
Regel den Mitgliedern mit hohen Umsätzen günstigere Konditionen einräu-
men als anderen Mitgliedern. In solchen Fällen – aber auch bei den oben er-
wähnten Kreditgenossenschaften – stellt sich die Frage, ob solche unterschied-
liche Konditionengestaltung einen Widerspruch zum Solidaritätsprinzip dar-
stellt oder nicht. Anders ausgedrückt bedeutet diese Verhaltensweise, dass ge-
rade die wirtschaftlich Schwächeren unter den Genossenschaftsmitgliedern – 
bei der Handelsgenossenschaft den Kleinen, bei der Genossenschaftsbank den 
Schlechten – aufgrund der ungünstigeren Konditionen eine andere, tendenziell 
schlechtere oder geringere Förderung zuteil wird, als den Größeren und Stär-
keren, die dieser Förderung vermutlich ohnehin in geringerem Maße bedür-
fen.28  

Andererseits besteht die Gefahr, dass ohne diese Konditionendifferenzie-
rung die Stärkeren die Genossenschaft verlassen oder die Schwächeren he-
rausdrängen würden – mit der Konsequenz, dass die am stärksten Förderbe-
dürftigen noch schlechter gestellt wären als bei der Konditionendifferenzie-
rung und im Extremfall überhaupt keine Förderleistung erhalten. Sowohl bei 

                                           
28  Eine Detailanalyse müsste sich hier allerdings noch mit der Frage der Quersubventionie-

rung von Prozesskosten befassen. So ist insbesondere zu untersuchen, wie die anfallen-
den Prozesskosten auf die einzelnen, unterschiedlich großen und starken Mitglieder-
Kunden umgerechnet werden; da eine zu starke Belastung auf die wirtschaftlich Schwä-
cheren im Widerspruch zum Fördergedanken stehen würde. 
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Handels- als bei Kreditgenossenschaften hat sich die Abwanderung auch be-
reits beobachten lassen.  

Gerade auch vor diesem Hintergrund bedarf es vor einer Analyse der Ver-
teilung und Verdünnung der Handlungsrechte zunächst einer tragfähigen De-
finition von Solidarität und darauf aufbauend einer empirischen Analyse der 
Entwicklung. Denn auch die oben unter Solidaritätsgesichtspunkten als prob-
lematisch angesprochene Konditionendifferenzierung lässt sich ohne Proble-
me mit Hilfe einer nur leicht veränderten Sicht des Solidaritätsprinzips be-
gründen: Dann bestünde die Solidarität der Stärkeren mit den Schwächeren 
gerade in dem Umstand, dass sie aufgrund der Konditionendifferenzierung die 
Genossenschaft nicht verlassen – und so die Schwächeren überhaupt erst in 
den Genuss einer Förderung kommen lassen! 

6. Perspektive: Ansatzpunkte für den Erfolg einer Genossenschaft 

Eine genauere Betrachtung der oben angesprochenen Probleme zeigt, dass der 
Kern der Schwierigkeiten hinsichtlich der Festlegung und Messung des Er-
folgs einer Genossenschaft in der Definition des Förderauftrags liegt. Wenn 
sich die derzeit beobachtbaren Entwicklungstendenzen unkorrigiert fortsetzen 
dürfen, wird der Förderauftrag in der Tat zu dem, was er laut Engels (1997: 
683) bereits jetzt ist: Eine leere Phrase. Im Einklang mit dieser Entwicklung 
befindet sich eine große Zahl deutscher Genossenschaften auf dem besten 
Wege, ihre spezifischen Wesensmerkmale zu verlieren – und damit das, was 
die eingetragene Genossenschaft in Stedings (2001: 131) Worten zu einer „o-
riginellen juristischen Konstruktion“ im Rechtsformenspektrum macht. Letzt-
endlich könnten diese Entwicklungstendenzen sogar zum Verschwinden der 
Rechtsform führen. Damit wäre die Genossenschaft allerdings eindeutig er-
folglos. 

Eine solche Entwicklung wäre nicht nur unter dem Gesichtspunkt der recht-
lichen Artenvielfalt bedauerlich, sondern auch unter dem Gesichtspunkt wi-
dersinnig, da durch Adaption und Einsatz eines bereits seit Jahrzehnten exis-
tierenden Konzeptes Veränderungen der Property-Rights-Strukturen zuguns-
ten der Mitgliederinteressen bewirkt werden könnten. Ein Förderauftragscont-
rolling unter Nutzung des von Boettcher (1980: 82ff, 99ff) entwickelten In-
strumentariums aus Förderplan und Förderbericht kann aufgrund seiner Kon-
trollwirkung zahlreiche Probleme zumindest reduzieren, wenn nicht sogar 
aufheben. Für die erforderliche Konkretisierung des Mitgliederwillens bietet 
die Betriebswirtschaftslehre mit dem Ansatz eines Mitglieder-Qualitäts-
managements ebenfalls Unterstützung an. So könnte unter Nutzung von Mit-
gliederbefragungen für jede Genossenschaft individuell der Mitgliederwille 
erhoben und bekannt gemacht werden, um dann in die Controlling-Prozesse 
integriert zu werden.  

Materiell würde auf diese Weise kein neues Kontroll- oder Überwachungs-
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system in die Genossenschaft integriert werden, aber die bisher häufig man-
gelhafte Klarstellung des Förderauftrags würde beseitigt werden. Zudem wür-
de die Kontrolle des Vorstands sowohl durch den Aufsichtsrat als auch durch 
die Mitglieder wesentlich erleichtert. 

Eben hierin dürfte auch die Hauptursache zu sehen sein, warum dieses In-
strumentarium bisher noch nicht konsequent eingesetzt worden ist: Das Inte-
resse der Vorstände, sich einer zusätzlichen – freiwilligen – Kontrolle zu un-
terziehen ist sehr gering. Förderauftrags-Controlling und Mitglieder-Qualitäts-
management schränken nicht nur die dem Vorstand zugewiesenen bzw. von 
ihm akquirierten Handlungsrechtebündel ein und verlagern diese zu den Mit-
gliedern der anderen genossenschaftlichen Organe, sondern führen parallel zu 
einer massiven Senkung der Transaktionskosten für die Überwachung: Sind 
derzeit die überwachenden Mitglieder darauf angewiesen, zunächst einmal für 
sich selbst zu definieren, wie sie gefördert werden wollen, um für diese Sicht-
weise dann auf der Mitgliederversammlung eine Mehrheit zu finden, würde es 
mit Hilfe dieses Instrumentariums zu einer Umkehr der Kostenlast kommen: 
Der Vorstand müsste die Informationen erheben und einen Förderplan erstel-
len, während die Mitglieder lediglich über seine Annahme bzw. ggf. eine Ver-
änderung entscheiden müssten. 

Dies würde auch die Ausübung der Überwachung erleichtern, da sich die 
Kontrolle vereinfacht und die Kontrollkosten für das einzelne Mitglied spürbar 
sinken. Das Mitglied braucht nur noch den Bericht des Vorstandes über die 
erbrachten Förderleistungen zur Hand zu nehmen, um zwei Kontrollen durch-
zuführen: Einerseits kann der Vorstandsbericht mit dem vom Vorstand vor 
einem Jahr vorgelegten Förderplan verglichen werden und andererseits mit 
dem individuellen Förderempfinden des Mitglieds – der eigenen Beurteilung, 
ob man sich durch die erfahrenen Leistungen auch gefördert fühlt. Die mate-
riellen Kosten für die Aufstellung von Förderplan und Förderbericht sind ver-
gleichsweise gering, die derzeit bei den Mitgliedern – insbesondere jenen au-
ßerhalb des Aufsichtsrats – anfallenden Transaktionskosten sind hingegen 
immens. Zugegebenermaßen aufwändig fällt allerdings eine Mitgliederbefra-
gung aus, die aber nur in mehrjährigem Abstand wiederholt zu werden 
braucht. 

Daher ist der Schluss zulässig, dass eine verpflichtende Einführung von 
Förderauftrags-Controlling und Mitglieder-Qualitätsmanagement die charakte-
ristischen Wesensmerkmale der Genossenschaft unterstützen und zu einer 
Stärkung dieser „originellen Unternehmensform“ (Steding 1993: 8) führen 
würde. Die Transaktionskosten, die einer durch Mitglieder an den Vorstand 
herangetragenen Implementierung dieses Instrumentariums im Wege stehen, 
sind allerdings außerordentlich hoch und können durchaus als prohibitiv ange-
sehen werden: Das Kosten-Nutzen-Verhältnis für ein initiierendes Mitglied 
würde sehr schnell zu dessen Ungunsten ausfallen. Aus diesem Grund er-
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scheint eine Einführung ohne externe Unterstützung illusorisch. 
Diese Unterstützung könnte vorzugsweise durch eine Veränderung der ge-

setzlichen Rahmenbedingungen erfolgen. Würde im Zuge der derzeit disku-
tierten Novellierung des Genossenschaftsgesetzes die Einführung von Förder-
auftrags-Controlling und Mitglieder-Qualitätsmanagement verpflichtend vor-
geschrieben – oder zumindest für alle Genossenschaften mit mehr als bei-
spielsweise 300 Mitgliedern – würde dies kurzfristig und umfassend zur Imp-
lementierung führen. Eine derartige gesetzlich verbindliche Einführung eines 
zusätzlichen Kontrollinstrumentes würde korrespondieren mit den Vorschrif-
ten des KonTraG, deren Aufgabe – auf einem zugegebenermaßen etwas anders 
gelagerten Gebiet – ebenfalls die Erhöhung der Transparenz durch Verstär-
kung von Kontrollvorgaben und Frühwarnsystemen ist. Zugleich könnte durch 
eine entsprechende Normenvorgabe im Gesetz die von Steding (2002: 11) 
„gesetzlich mittlerweile festgeschriebene Allmacht des Vorstandes“ durch den 
Verursacher dieser Festschreibung wieder korrigiert werden. Allerdings darf 
keineswegs davon ausgegangen werden, dass der Gesetzgeber von sich aus in 
dieser Hinsicht tätig wird – auch hier ist demnach entsprechende Überzeu-
gungsarbeit erforderlich! Diese dürfte angesichts der auch hier bestehenden 
Transaktionskosten nicht leicht fallen.  

Dies heißt aber nicht, dass sich derartige Investitionen in Mitgliederbindung 
und -orientierung nicht auch unter Kostengesichtspunkten rechnen können. 
Denn eine gezielte Ausrichtung der wirtschaftlichen Aktivitäten einer Genos-
senschaft an den Mitgliederinteressen kann ggf. durchaus dazu führen, weni-
ger rentable, bisher wahrgenommene Tätigkeiten einzustellen und neue, inte-
ressante Ansätze aufzugreifen. Diesbezüglich sind Wissenschaft und Praxis 
aufgerufen, Unterstützung für eine auch betriebswirtschaftlich „lohnende“ 
Implementierung von Mitglieder-Qualitätsmanagement und Förderauftrags-
Controlling zu leisten. 

Dieses Ziel erscheint aus Sicht des Verfassers zudem erstrebenswert, weil 
das Instrumentarium auf lange Sicht sogar aus Sicht des Vorstandes vorteilhaft 
sein kann. Denn durch die gesunkenen Transaktionskosten für die Mitglieder 
im Verbund mit deren gestärkten Handlungsrechten können sich Förderauf-
trags-Controlling und Mitglieder-Qualitätsmanagement als Instrumente erwei-
sen, die die Heranführung neuer und die Bindung alter Mitglieder an die Ge-
nossenschaft erleichtern.  
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